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16. Jahrgang 


Deutſch⸗polniſcher Wirtſchafts vertrag 


N. 22 Berlin, den 15. Kovember 1935 


Nach mehrmonatigen Verhandlungen wurde am Garn vom Januar 1933, in dem Deutſchland und Polen 
4. November ein deutſch⸗polniſcher Wirtſchaftsvertrag einander beſtimmte Kontingente für dieſe Waren einräum⸗ 
unterzeichnet. Formell tritt der Vertrag 30 Tage nach dem ten. Eine wirkliche Auflockerung des Wirtſchaftskampfes 


Austauſch der Ratifikationsurkunden in Kraft. Unter Vor⸗ 
wegnahme der formellen Ratifikation, an der angeſichts der 
autoritären Stellung der beteiligten Regierungen nicht zu 
zweifeln iſt, wird der Vertrag bereits am 20. Novem⸗ 
ber in Kraft geſetzt werden. Mit dieſem Vertrag 
treten Deutſchland und Polen zum erſten Mal ſeit dem 
Beſtehen des polniſchen Staates in ein geordnetes handels- 
politiſches Verhältnis zu einander. 


Der Zollkrieg 


Es ſei aus dieſem Anlaß noch einmal ganz kurz an die 
wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und 
Polen und an die Verſuche ihrer vertraglichen Geſtaltung er— 
innert. Durch das Verſailler Diktat, das im Januar 
1920 in Kraft trat, wurde Deutſchland auch Polen gegen— 
über zur Gewährung der einſeitigen Meiſtbegünſti⸗ 
gung für die Dauer von fünf Jahren verpflichtet. eiter 
verpflichtete die Genfer Konvention, die im Juli 
1922 in Kraft trat, Deutſchland für die Dauer von drei 
Jahren, aus Oſtoberſchleſien ſtammende Waren zollfrei 
aufzunehmen. Die bei Ablauf dieſer Friſten im Jahre 
1925 aufgenommenen Verhandlungen führten zu keinem 
Erfolg. Der neun Jahre lang währende deutſch-polniſche 
Zollkrieg begann. Mehrfach wurde verſucht, die fort— 
ſchreitende wirtſchaftliche Entfremdung der beiden Staaten 
zu überbrücken. Im Juli 1927 wurde das ſog. Lipſki⸗ 
Rauſcher⸗ Protokoll unterzeichnet, das die Grund⸗ 
lage zu neuen, häufig ſtockenden Verhandlungen bot, die 
im März 1930 ſchließlich bis zur Unter zeichnung 
eines Handelsvertrages fortgeführt werden 
konnten. Dieſer Vertrag trat niemals in Kraft. 
„Zunächſt wurde polniſcherſeits feine Ratifikation durch den 
Konflikt zwiſchen Sejm und Regierung verhindert, und als 
dieſes Hindernis endlich befeitigt war und Polen den Ber: 
trag ratifizierte, konnte er, da ſich die wirtſchaftlichen Vor— 
ausſetzungen inzwiſchen weitgehend geändert hatten, 
deutſcherſeits nicht mehr anerkannt werden. Der Zollkrieg 
ging weiter. Doch war ſchon im Februar 1930 ein A b⸗ 
kommen über die gemeinſame Regelung 
des Roggenexportes nach dritten Märkten zuſtande— 
gekommen, das bis Mitte 1931 in Kraft blieb. Wie ſchon 
durch die Holzabkommen von 1927 und 1929, 
wurde hier wenigſtens für eine einzelne Warengattung eine 
Milderung des deutſch-polniſchen Wirtſchaftskrieges ver— 
ſucht. Die radikalen Erhöhungen des deutſchen und des 
polniſchen Zolltarifes, die den beiderſeitigen Warenaus⸗ 
tauſch beſonders empfindlich bedrohten, führten im März 
1932 zu einer „Verſtändigung über die Nicht⸗ 
verſchärfung des Zollkrieges“, in der ſich die 
beiden Parteien für die Nichtanwendung der neuen Kampf: 
maßnahmen auf beſtimmte Waren ausſprachen. Es war 
dies der erſte Verſuch, die gefährlich anwachſende Kampf⸗ 
ollawine zu bremſen. Ihm folgte als zweiter Verſuch das 

ompenſationsabkommen über Butter und 


wurde durch dieſe Vereinbarungen jedoch nicht erreicht. 
Die wirtſchaftliche Annäherung 


Hierzu bedurfte es eines politiſchen Antriebs. Wie 
es neun Jahre zuvor im Grunde der politiſche Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Deutſchland und Polen geweſen war, der den 
Zollkrieg hervorrief, ſo war es jetzt, nachdem in Deutſch— 
land der Nationalſozialismus zur Macht gelangt war, die 
beginnende politiſche Entſpannung, die die Vorausſetzung 
zu einem Abbau auch des deutſch-polniſchen Zollkrieges 
ſchuf. Der erſte entſcheidende Schritt in dieſer Richtung 
wurde kurz nach dem Abſchluß des deutſch-polniſchen Ge— 
waltverzichtspaktes getan: Im März 1934 wurde in einem 
Protokoll die beiderſeitige Aufhebung jämt- 
licher wirtſchaftlicher Kampfmaßnahmen 
vereinbart. Zu gleicher Zeit wurde. ein Veterinär- 
protokoll unterzeichnet, das die Durchfuhr polniſcher 
Erzeugniſſe tieriſchen Urſprungs durch Deutſchland nach 
Weſteuropa normierte. Ferner wurde in einem privat— 
rechtlichen Abkommen der Vertreter der Eiſen⸗ 
induſtrien beider Länder die Beteiligung Polens 
an der Verſorgung des deutſchen Inlandsmarktes mit 
Edelſtahl, Eiſen uſw. geregelt. Schließlich kam auch ein 
privates Schiffahrts abkommen zwiſchen vier deut- 
ſchen Oſtſeereedereien und der „Zegluga Polska“ zuſtande. 
Das Zollfriedensprotokoll ſtellte zwiſchen Deutſchland und 
Polen wieder normale Handelsbeziehungen her. Es bildete 
damit die Grundlage, von der aus verſucht werden konnte, 
die beiden Volkswirtſchaften, die während des neunjährigen 


Wirtſchaftskampfes tiefgehende Strukturwandlungen durch— 


gemacht hatten, wieder in engere Berührung mit einander 
zu bringen. Den Beſprechungen, die Mitte 1934 zwiſchen 
deutſchen und polniſchen Agrarſachverſtän⸗ 
digen ſtattfanden, blieb wegen der ſich verſchärfenden 
deutſchen Deviſenlage der Erfolg freilich verſagt. Doch kam 
Anfang Auguſt 1934 ein neues deutſch-polniſches Roggen: 
abkommen zuſtande, dem Ende September auch die 
Sowjetunion beitrat. 

Der erſte bedeutſame Schritt zur Erweiterung 
des deutſch-polniſchen Warenverkehrs war das Kompen— 
ſationsabkommen vom 11. Oktober 1934, das mit 
einjähriger Geltungsdauer am 15. Oktober in Kraft trat. 
In ihm waren für jedes der beiden Länder Lieferungen 
im Werte von 23,4 Mill. Zloty (rund 11 Mill. .) vor: 
geſehen. Deutſchland gewährte Polen Kontingente für Holz, 
Butter, Eier, Gänſe und Spiritus. Dafür wurden Deutſch— 
land Einfuhrkontingente für 296 Waren, vorwiegend 
Induſtrieerzeugniſſe, bewilligt. Die in dem Abkommen vor⸗ 


geſehenen Kontingente ſind weder von Deutſchland noch 


von Polen voll ausgeſchöpft worden. Polen hat bis zum 
Ablauf des Abkommens am 14. Oktober 1935 nur für 
13,57 Mill. Zloty, Deutſchland ſogar nur für 6,69 Mill. 
Zloty Kontingentwaren geliefert, ſo daß noch unaus⸗ 
geglichene polniſche Forderungen in Höhe von 6,88 Mill. 
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Zloty beſtehen. Das Kompenſationsabkommen iſt nicht 
verlängert worden. Es wird allmählich liguidiert, 


und zwar derart, daß die noch unbefriedigten polniſchen 


Forderungen beglichen werden, indem 1. eine größere 
Anzahl bisher vom Abkommen nicht erfaßter deutſcher 
Waren über Kompenſationskonto verrechnet wird und 
2. die Bezahlung der Maſchinen, die Deutſchland auf der 
Warſchauer Straßenbauausſtellung verkauft hat oder noch 
verkaufen wird, aus dieſem Konto erfolgt. 
Der Grundſatz der Meiſtbegünſtigung 
Mit dem Wirtſchaftsvertrag vom 4. No⸗ 
vember d. Is. iſt die Etappe der handels⸗ 
politiſchen Proviſorien zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Polen, die mit dem Zollfriedensprotokoll 
vom März 1934 begann, überwunden. Die Neuartig⸗ 
keit einiger Beſtimmungen des Vertrages wird in Zukunft 
vielleicht noch manche Abänderungen erforderlich machen; 
grundſätzlich aber iſt der Vertrag als dauerhafte Grundlage 
des deutſch⸗polniſchen Warenaustauſches gedacht, was auch 
daraus hervorgeht, daß er bei zunächſt einjähriger Laufzeit 
automatiſch weiter in Kraft bleiben ſoll, wenn ſich keine der 
vertragſchließenden Parteien anders entſcheidet. Die 
grundlegende und weſentlichſte Beſtim⸗ 
mung des Vertrages ift die Gewährung der 
gegenſeitigen uneingeſchränkten Meiſt⸗ 
begünſtigung im Warenverkehr. Deutſchland 
(und umgekehrt auch Polen) tritt alſo in den Genuß ſämt⸗ 
licher Zoll⸗ und ſonftiger Zugeſtändniffe, die die Gegenſeite 
in ihren Handelsverträgen dritten Staaten gewährt hat. 
Deutſchland wird ſomit endlich in die Lage verſetzt, unter 
gleichen Bedingungen mit den anderen Staaten, vor allem 
mit England, auf dem polniſchen Markt zu konkurrieren. 
Die volle Gleichberechtigung gilt auch für die Son der⸗ 
abgaben, Ausgleichsſteuern und Urſprungs⸗ 
zeugniſſe, ſowie für den ſog. zollerleichterten 
und den Rückſendeverkehr. Hinter der Gewäh⸗ 
rung der Meiſtbegünſtigung tritt die Tatſache völlig an 
Bedeutung zurück, daß im Vertrag auch einige neue 
Konventionszölle feſtgeſetzt worden find, und zwar 
deutſcherſeits für die Einfuhr von Zuchtvieh, Schweinen und 
Gänſen aus Polen, polniſcherſeits für die Einfuhr beſtimm⸗ 
ter Arten von Spielzeug, Mineralwaſſer, Exportbier und 
Papier, ſowie gewiſſer Hilfsmittel der Gummiwaren⸗ 
produktion aus Deutſchland. — In einem Zuſatz⸗ 
abkommen find die Kontingente, die ſich die 
beiden vertragſchließenden Teite für beſtimmte Waren zu⸗ 
geſagt haben, und die Bedingungen, unter denen 
gewiffe Güter eingeführt werden können, im einzelnen feſt⸗ 
geſtellt worden. Dieſes Zuſatzabkommen ſoll nicht ver⸗ 
öffentlicht werden. f 
Die Hoffnungen 
Natürlich läßt ſich über die neuen Möglichkeiten, die 
der Vertrag der Ausfuhr der beiden vertragſchließenden 
Staaten eröffnet, nichts Beſtimmtes vorausſagen. Doch 
rechnet man auf beiden Seiten mit einer 
nicht un beträchtlichen Steigerung des ge⸗ 
genſeitigen Warenverkehrs. „Wenn ſich alle 
dem Vertrage zugrundeliegenden VPoranſchläge und 
Schätzungen verwirklichen“, heißt es in der „Kattowitzer 
Zeitung“, „dann müßte der deutſch-polniſche Warenaustauſch 
einen Geſamtwert von über 350 Mill. Zloty jährlich er⸗ 
reichen, während er gegenwärtig auf etwa 260 Mill. Zloty 
zu veranſchlagen iſt. Es müßte alſo eine Umſatzſteigerung 
um etwa 90 Mill. Zloty bzm. 35 v. H. eintreten.“ Auf 
polniſcher Seite iſt es naturgemäß vor allem die 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft, die ſich einen größeren 
Gewinn aus dem Vertrage verſpricht. Sie erwartet eine 
Steigerung der Ausfuhr vor allem von Schweinen, Gänſen, 
Eiern, Butter, Spiritus und Holz, vielleicht auch von Ge⸗ 
treide. Die Hoffnung auf den deutſchen Markt hat die 
Preiſe für Holz und Vieh in Polen bereits längere Zeit vor 
dem Abſchluß des Vertrages in die Höhe getrieben. Die 
Preiſe, die auf dem deutſchen Markt für dieſe Waren zu 
erzielen find, liegen weit über den polniſchen Inland⸗ 
preiſen und ſind auch bedeutend höher als die, die 
England bezahlt. Für die agrarpolitiſchen Pläne der 
polniſchen Regierung bedeutet der Wirtſchaftsvertrag mit 
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Deutſchland eine nicht zu unterſchätzende Hilfe. Dieſer 
Umſtand hat dazu beigetragen, daß ſich Warſchau nach der 
Regierungsumbildung fo verhältnismäßig ſchnell zum Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages entſchloß. 

Auf deutſcher Seite können mehrere bedeutende 
Induſtriezweige mit einer Steigerung ihrer Ausfuhr nach 
Polen rechnen. Die deutſche Kraftwageninduſtrie 
wird vorausſichtlich Gelegenheit haben, ſich in größerem 
Ausmaß an der eben jetzt wieder akut gewordenen Motori⸗ 
ſierung Polens zu beteiligen. Größere Vorteile werden 
wohl auch der Maſchinen⸗ und der Eiſen verarbei⸗ 
tenden Induſtrie, der elektrotechniſchen, der 
chemiſchen, der pharmazeutiſchen und der 
Farbeninduſtrie aus dem Vertrage erwachſen. Auch 
andere deutſche Induſtriezweige können mit einem geſteiger⸗ 
ten Abſatz auf dem polniſchen Markte rechnen. Es 
iſt zu erwarten, daß Deutſchland als Exporteur hochwertiger 
induſtrieller Erzeugniſſe gegenüber England, von dem es 
während der letzten Jahre ſtark zurückgedrängt worden iſt, 
in Polen wieder an Boden gewinnen wird. 


Man darf aber nicht vergeſſen, daß Polen nicht mehr in 
demſelben Maße wie vor dem Zollkriege ein Agrarſtaat ijt, 
ſondern eine ganze Reihe von Induſtrie⸗ 
zweigen ſo weit ausgebaut hat, daß dieſe heute 
in der Lage ſind, den polniſchen Markt mit genügenden 
Mengen eigener Erzeugniſſe in ausreichender Qualität zu 
verſorgen, und daß die polniſche Regierung nicht daran 
denkt, irgendeinen der unter ſchweren Opfern entwickelten 
Induſtriezweige durch eine gefieigerte induſtrielle Einfuhr 
zu gefährden. Man darf auch weiter nicht vergeſſen, daß 
die Kaufkraft des polniſchen Marktes 
äußerſt gering iſt. Vorerſt wird ſich die erwartete 
Steigerung der deutſchen Ausfuhr nach Polen alſo wohl 
in der Hauptſache auf Koſten der polniſchen Einfuhr aus 
anderen Ländern vollziehen. Schließlich darf man nicht 
überſehen, daß auch der landwirtſchaftlichen Ausfuhr 
Polens nach Deutſchland durch die zwingenden Gebote der 
auf die Sefbfiverforgung abzielenden Agrarpolitik des 
Dritten Reiches beſtimmte Grenzen geſetzt ſind. 


Der Grundſatz 1:1 


Neben dem Grundſatz der Meiſtbegünſtigung iſt es der 
Grundſatz des Handels verhältniſſes 1:1, 
der den Vertrag vom 4. November charakteriſiert. Polen 
hat ſich lange geweigert, den Grundſatz anzuerkennen, daß 
Deutſchland nur ſo viel an polniſchen Waren einführen 
kann, wie Polen ſeinerſeits an deutſchen Waren aufnimmt. 
Die Tatſache aber, daß der Gegenwert für den Teil der 
polniſchen Ausfuhr, der nicht durch die deutſche Ausfuhr 
nach Polen aufgewogen wird, notwendigerweiſe in Deutſch⸗ 
land einfrieren muß, hat Polen ſchließlich doch zum Grund⸗ 
ſatz eines Ausgleichs der Handelsumſätze bekehrt. Polen 
muß auf die aktive Handelsbilanz, die es 
bisher mit Deutſchland hatte, verzichten. 
Es erhält dafür die Gewißheit, daß alle 
Forderungen, die es auf Grund feiner 
Warenausfuhr an Deutſchland zu ſtellen 
hat, von dieſem auch prompt beglichen 
werden. 

In einem beſonderen Verrechnungsabkom⸗ 
men iſt grundſätzlich feſtgeſtellt worden, daß die deutſchen 
Abnehmer polniſcher Waren ihre Zahlungen ausnahmslos 
in deuifher Währung in Berlin und die polniſchen Ab⸗ 
nehmer deutſcher Waren ihre Zahlungen in polniſcher 
Währung in Warſchau zu leiſten haben. In Berlin und 
Warſchau werden Verrechnungskonten eingerichtet; in 
Berlin ift es die Deutſche Verrechnungskaſſe, 
eine Zweigſtelle der Reichsbank, in Warſchau vorläufig die 
ſog. „Zahan“ (Za Handlu Zagraniczyny), die kein ſtaatliches 
Inſtitut, ſondern eine Gmbh. ift; die polniſche Regierung 
hat ſich die endgültige Organiſation der Warſchauer Ver⸗ 
rechnungsſtelle vorbehalten. Der Ausgleich der Verrech⸗ 
nungsſpitzen erfolgt im Wege eines beſonderen Clearing⸗ 
verfahrens. Durch dieſes Verfahren iſt nach Möglichkeit 
dafür Sorge getragen, daß die Forderungen des einen 
Landes beim anderen nicht mehr für längere Zeit einfrieren 
können. (In beiden Ländern wird ein Regierungs⸗ 
ausſchuß gebildet, deſſen Aufgabe es ift, den Waren» 


und Zahlungsverkehr zu überwachen. Etwa auftretende 
Meinungsverſchiedenheiten ſollen in e wieder⸗ 
kehrenden Zuſammenkünften der beiderſeitigen Ausſchüſſe 
beigelegt werden.) 


Der ſchnelle Ausgleich der Zahlungen 
wird allerdings durch gewiſſe Beſonderheiten des 
deutſchen und des polniſchen Ausfuhrhandels erſchwert: 
Die polniſche, vorwiegend landwirtſchaftliche Ausfuhr nach 
Deutſchland iſt ſtark ſaiſongebunden; die Warenlieferungen 
und fälligen Zahlungen drängen ſich hier alſo auf be⸗ 
ſtimmte Zeiträume zuſammen, während ſich die deutſche, 
vorwiegend induſtrielle Ausfuhr nach Polen gleichmäßiger 
über das ganze Jahr verteilt. Weiter iſt der polniſche Ab⸗ 
nehmer deutſcher Waren an langfriſtige Zahlungsbedin⸗ 
gungen gewöhnt und kann ohne ſie nicht wirtſchaften, 
während der deutſche Abnehmer polniſcher Waren ſeinen 
Zahlungsverpflichtungen in der Regel kurzfriſtig nach⸗ 
kommt. Zur Behebung der ſich daraus ergebenden 
Schwierigkeiten hat einerſeits die Reichsban keinen 
Anlaufsfonds in Höhe von 10 Mill. Zloty⸗ 
Deviſen zur Verfügung geſtellt, um die laufende 
Bezahlung der polniſchen Ausfuhr nach Deutſchland wäh⸗ 
rend der erſten Monate der Laufzeit des neuen Vertrages 
ſicherzuſtellen, und hat ſich andererſeits die polniſche 
Wirtſchaft bereit gefunden, ihre früher 
meiſt bar bezahlten Lieferungen nach 
Deutſchland mehrmonatig bis zu einem Be⸗ 
trage von 23 Mill. Zloty zukreditieren. Ob 
dieſes Verrechnungsverfahren nach Wunſch funktioniert, 
muß abgewartet werden. 


Danzig und der Wirtſchafts vertrag 


Die Freie Stadt Danzig war an den deutſch— 
polniſchen Verhandlungen durch einen Beauftragten be— 
teiligt. Danzig hat das formelle Recht, ſeinen Beitritt 
zu dem Wirtſchafts vertrag zu erklären. Es wird 
auf Grund des Vertrages mit einem Warenaustauſch 
zwiſchen Danzig und dem Reich in Höhe von etwa 55 Mill. 
Zloty gerechnet, der ſich zu gleichen Teilen auf Einfuhr und 
Ausfuhr verteilen wird. Bemerkenswert iſt, daß für die 
Verrechnung des Warenverkehrs zwiſchen 
Danzig und dem Reich eine Sonderregelung ge— 
troffen worden iſt. Von polniſcher Seite war urſprünglich 
die Forderung erhoben worden, daß die Verrechnung der 
Danziger Umſätze unmittelbar über die „Zahan“, die 
polniſche Verrechnungsſtelle, zu erfolgen habe. Mit dieſer 
Forderung hat die polniſche Regierung jedoch nicht durch⸗ 
dringen können. Die Streitfrage iſt ſchließlich ſo gelöſt 
worden, daß der Danziger Lieferant und Ab⸗ 
nehmer ausſchließlich mit der für die Freie 
Stadt beſonders eingerichteten Zahlſtelle 
verrechnet; als Zahlſtelle dient die Danziger 
Staatsbank. Der Danziger Kaufmann rechnet nicht in 
Zloty, ſondern ausſchließlich in Gulden ab. Die 
Danziger Staatsbank verrechnet dann mit der „Zahan“ und 
erhält bei dieſer ein beſonderes Zlotykonto, während die 
„Zahan“ bei der Staatsbank ein entſprechendes Konto ein⸗ 


richtet. Die Danziger Staatsbank bildet alſo 
im Rahmen des deutſch⸗polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftsvertrages die dritte Verrechnungs⸗ 
ſtelle. Die e Staatsbank bzw. der Danziger Senat 
entſendet einen ſtimmberechtigten Vertreter in die „Zahan“, 
während dieſe bei der Danziger Staatsbank in entſprechen⸗ 
der Weiſe vertreten ſein wird. Dem Grundſatz, daß im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig der Gulden das 
alleinige geſetzliche Zahlungsmittel iſt, iſt 
durch dieſe Regelung Rechnung getragen worden. 
Unerledigte Fragen 

Es gibt eine ganze Reihe dringender Fragen, die in 
dem Wirtſchaftsvertrag vom 4. November noch nicht ge= 
regelt worden ſind. Hierher gehört vor allem die Frage 
des Korridortranſits. Deutſchland kann mit Rück⸗ 
ſicht auf feine Deviſenlage in dieſer Frage nicht davon ab- 
gehen, daß es den Korridortranfit nur mit Waren 
bezahlen kann. Es handelt ſich hier immerhin um recht 
erhebliche Beträge; in den letzten Jahren hat Deutſchland 
für die Korridortranſit je 60—70 Mill. Zloty bezahlt. Polen 
will ſich vorerſt mit einer Bezahlung durch Waren noch 
nicht einverſtanden erklären. Dieſe Angelegenheit bedarf 
noch der Klärung. Dasſelbe gilt für die Frage der 
Doppelbeſteuerung. Ein deutſch⸗polniſches Ab⸗ 
kommen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung hat bis 
vor kurzem beſtanden; Polen hat dieſes Abkommen ge— 
brochen. Zur Zeit ſind Verhandlungen hierüber im Gange. 
Es iſt vereinbart worden, daß die beiden Regierungen 
ſpäteſtens drei Monate nach Inkrafttreten des neuen Wirt— 
ichaftsvertrages ihre diesbezüglichen Vorſchläge einander 
unterbreiten. Polen wäre einer Ausſprache über dieſe 
Frage gern aus dem Wege gegangen. Zur Vervollſtändi— 
gung des Wirtſchaftsvertrages iſt auf die Dauer eine weit— 
herzige Regelung des Niederlaſſungsrechtes, 
eine entgegenkommende Handhabung des Paßweſens 
und ein weitgehendes Schiffahrts abkommen nicht 
zu entbehren. In allen drei Fragen ſcheint Polen gewiſſe 
Hemmungen zu haben. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß 
der Ausbau des beiderſeitigen Wirtſchaftsverkehrs erſt dann 
wirklich möglich iſt, wenn der wirtſchaftlichen Betätigung 
durch eine von übertriebener Aengſtlichkeit geleitete Be- 
ſchränkung des Niederlaſſungsrechtes und durch uner— 
ſchwingliche Paßgebühren nicht mehr unüberwindliche 
Hinderniſſe in den Weg geſtellt werden. Es iſt weiter zu 
hoffen, daß die engere wirtſchaftspolitiſche Fühlung, in die 
Deutſchland und Polen nunmehr miteinander zu treten 
bereit ſind, auch dazu benutzt wird, daß die Frage des 
Binnenſchiffahrtsverkehrs zwiſchen Oſt⸗ 
preußen und dem übrigen Reich endlich einmal 
einer befriedigenden Löſung zugeführt wird. Zu den Pro— 
blemen, die in dieſem Zuſammenhang intereſſieren, gehört 
auch die Frage, wo und unter welchen Bedingungen das 
Netz der Reichsautobahnen über polniſches Gebiet 
hinweg gelegt werden ſoll. Vorbereitende Beſprechungen 
hierüber haben vor einiger Zeit bereits ſtattgefunden. Das 
ſind einige der deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsfragen, die 
noch der Erledigung harren. . 


Nach der Auflöſung des RNegierungsblocks 


Schon vor den Wahlen war davon die Rede, daß ſich 
der Unparteiliche Block für die Zuſammen⸗ 
arbeit mit der Regierung nach dem Zuſammentreten 
der neu gewählten geſetzgebenden Körperſchaften auflöſen 
werde. Die Auflöſung iſt Ende Oktober erfolgt. Der Block 
war keine Partei und wollte das auch nicht ſein. Er ſetzte 
ſich aus Vertretern der verſchiedenſten weltanſchaulichen und 
ſozialen Richtungen und Gruppen zuſammen. Und doch hat 
er ſieben Jahre hindurch unter der energiſchen Führung des 
Oberſten Slawek das politiſche Geſicht Polens 
beſtimmt. Er war, wie Oberſt Slawek in einer rüd: 
blickenden Betrachtung feſtſtellte, „eine Vereinigung von 
Leuten, die ſich ſagten, daß fie die Pflicht haben, Joſef Pil⸗ 
ſudſki bei der Durchführung der ſtrukturellen Aenderungen 
zu helfen, die er für angezeigt hielt.“ Die moraliſche Kraft, 
die ihn zuſammenhielt und ſeiner Arbeit Ziel und Richtung 
gab, war die Perſönlichkeit Joſef Pilſudfkis. 


Es iſt fraglich, ob es gelungen wäre, die widerſtreitenden 
Elemente, die im Block vereinigt waren, nach dem Tode des 
Marſchalls noch lange zuſammenzuhalten, wie es anderer— 
ſeits auch fraglich iſt, ob ſich der Block mit der jetzt vor: 
gebrachten Begründung, daß ſeine Aufgabe erfüllt ſei, auch 
dann aufgelöſt hätte, wenn der Marſchall noch lebte. Es 
ſcheint vielmehr, daß mit der diſziplinierten Selbſtauflöſung 
einem weniger diſsziplinierten Zerfall zuvorgekommen 
werden ſollte. 

Es iſt klar, daß die Sejmabgeordneten und Senatoren, 
nachdem der Regierungsblock nicht mehr beſteht, irgendwie 
anders organiſatoriſch zuſammengefaßt werden müſſen. An⸗ 
ſätze hierzu machen ſich nach zwei Richtungen bemerkbar. 
Von Oberſt Slawek, dem Organiſator und Leiter des bis— 
herigen Regierungsblocks, ging die Anregung aus, die 
Abgeordneten und Senatoren regional 
zuſammenzufaſſen. Der „Kurier Poranıy” ſchrieb 
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hierüber u. a.: „Man muß ſehr vorſichtig und ruhig einen 
ſtrategiſchen Rückzug von der Zentraliſation zum Ausbau 
der regionalen Zentren des öffentlichen Lebens, von der 
Bürokratie zur Sozialiſierung der Verwaltung machen. 
Es müßte die Aufgabe der regionalen Abgeordnetengruppen 
fein, die potentiell in der Volksgemeinſchaft ſehr ſtarke 
regionale Bewegung zu organiſieren, zu beleben und in die 
richtigen Bahnen zu lenken.“ Dieſer Idee liegt u. a. wohl 
die Abſicht zugrunde, durch eine arbeitsmäßige Zuſammen⸗ 
faſſung der Abgeordneten und Senatoren aus den einzelnen 
Wojewodſchaften oder Wojewodſchaftsgruppen die Gefahr 
eines Auseinanderfallens nach ſozialen und weltanſchau— 
lichen Gruppen zu bannen. 


Nun weiß man aber, daß die Stärkung des regionalen 
Gedankens in Polen eine ziemlich heikle Angelegenheit iſt. 
Die Oppoſition gegen Warſchau iſt in der Pro⸗ 
vinz eine allgemeine Erſcheinung, und ſie findet in manchen 
Landesteilen, etwa im Poſenſchen oder Galiziſchen, nicht 
lediglich in der oft kritiſierten Zentraliſationswut der 
Landeshauptſtadt ihre Begründung. Die ſtraffe Ausrichtung 
des politiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Lebens nach 
Warſchau hat in der Provinz, vor allem in den Wojewod⸗ 
ſchaftshauptſtädten, zwar vielfach aufreizend gewirkt; aber 
man wird doch wohl ſagen dürfen, daß ſie notwendig war, 
um aus den ſehr verſchieden gearteten Teilgebieten ein ein⸗ 
1 Ganzes zu machen. Eine Lockerung dieſer ſtraffen 
Ausrichtung auf Warſchau würde zwar in der Provinz 
ſicherlich allgemein begrüßt werden, zugleich aber auch 
wieder manche Klammer lockern, die die auseinanderjtreben- 
den Territorien mit einander verbindet. Die ſtaatliche Ge⸗ 
ſchloſſenheit Polens iſt durchaus noch nicht über jeden 
Zweifel erhaben; fie ift es auch dann nicht, wenn man ein— 
mal von den nichtpolniſchen Volksgruppen abſieht. In 
einigen Wojewodſchaften, ſo in Poſen, Krakau und Wol⸗ 
hynien find regionale Abgeordnetengruppen bereits in der 
Bildung begriffen. In welcher Form ſie ſich entwickeln, 
welchen Einfluß ſie entfalten und wie ſie ſich in einer Dach⸗ 
organiſation zuſammenfaſſen werden, iſt noch nicht klar. 


Neben dieſen in der Bildung begriffenen regionalen 
Gruppen find in Sejm und Senat auch noch andere Grup: 
pierungen vorhanden. Die wichtigſte von ihnen iſt zweifellos 
die ſchon ſeit langem beſtehende und in ſich feſt geſchloſſene 
Oberſtengruppe. Als bisherige Inhaberin der faſt 
unbeſchränkten Macht im Staate kann fie es ſich leiſten, i n 
Oppoſition zur neuen Regierung zu treten. Sie 
gibt ſich mit der Tatſache, daß ſie vom Staatspräſidenten 
mit Hilfe der Verfaſſung, die ſie ſelber geſchaffen hat, aus 
der Macht geworfen iſt, nicht zufrieden. Sie iſt diejenige 
politiſche Gruppe, die die ſtärkſten Beziehungen 
zur Wehrmacht beſitzt. Es war eine nicht miß⸗ 
zuverſtehende Demonſtration, als 18 am 28. Oktober 53 Ab⸗ 
geordnete und Senatoren, die der Oberſtengruppe zuzuzäh⸗ 

len ſind, geſchloſſen zum Generalinſpekteur der Armee, 
Rydz⸗Smigly, begaben, um dieſem eine Huldigung 
e Die Oberſtengruppe wird ſicherlich keine un⸗ 
bedingte Oppoſition gegen die neue Regierung treiben. Sie 
iſt aber auch über den Verdacht, beſondere Sympathien für 
die „Verbeſſerer“ zu hegen, erhaben. Ihre Oppoſition iſt auf 
einen Ton abgeſtimmt, den der frühere Miniſterpräſident 
Oberſt Switalſki mit ſtiliſtiſcher Feinheit anzuſchlagen ver⸗ 


Schamaitlinge 


Der litauiſche Außenminiſter Lozoraitis hat den 
Signatarmächten verſprochen, daß ſofort nach den Wahlen 
ein Memeldirektorium gebildet werden ſoll, das das Ver— 
trauen des Landtags genießt. Es ergibt ſich aus 
dem Statut, daß der Gouverneur des Memelgebietes, dem 
das Recht der Ernennung des Direktoriums zuſteht, 
ſich mit den Vertretern der im Landtag jeweils maß⸗ 
gebenden Parteien in Verbindung zu ſetzen hat, um deren 
Vorſchläge zu hören und ſeine Entſcheidung nach dieſen Vor⸗ 
ſchlägen zu orientieren. Kommt der Gouverneur dieſer 
Verpflichtung nicht nach, ſo iſt ein Konflikt des von ihm 
ernannten Direktoriums mit dem Landtag, dem Repräſen⸗ 
tanten der Bevölkerung des Memellandes, nicht zu ver— 
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Außenpolitik trotz aller Kritik, die von 


ſtand, als er im Senat das Ermächtigungsgeſetz, das die 
Regierung für den Staatspräſidenten verlangte, einer 
pointenreichen Kritik unterzog: 

„Wir werden unſeren Marſch auf den polniſchen Wegen 
fortfegen. Wir werden im Schlamm waten, Gruben um- 
gehen, an der Holprigkeit des Weges die Füße reiben 
müſſen. Lange Jahre hindurch konnten wir auf denſelben 
Wegen, die damals noch ſchlammiger waren als heute, 
ſchweigend gehen. Schritt doch an der Spitze unſerer 
Kolonne der Mann, dem wir glaubten, daß er den Weg 
kennt. Nachdem ſein Schatten verſchwunden iſt, begreife ich, 
daß mancher den Schritt wechſeln, mancher von der Kolonne 
abfallen wird, und daß viele eine Melodie verlangen 
werden, die einen gleichmäßigen Marſchtakt einhalten läßt. 
Ich begreife dieſe Sehnſucht und weiß, daß man ſie befriedi⸗ 
gen muß. Aber ich habe Furcht vor Uebertreibung. Ich 
Raf es vor, daß man uns im Marſch nicht antreibt mit dem 

ufe, daß der Boden unter den Füßen ſchon brenne, daß 
man nicht Trauermärſche ſpiele über das, was geweſen iſt, 
daß man keine Lieder ſinge, wie es bald ſo ſchön ſein werde, 
daß man 9 Fanfaren anſtimme, denn das ſind Inſtru⸗ 
mente, die Lärm machen und den Lungen ſchädlich ſind. 
Lange genügte uns der Rhythmus der eigenen Schritte und 
der eigenen Herzen. Dieſes Training 0 wertvoll. Es iſt 
ein ſichererer Wert und weniger trügeriſch als die ſchönſten 
Weiſen, welche verſchiedene Morgenröten beſingen.“ Die 
Worte Switalſkis ſind für die kritiſche Einſtellung der 
Oberſtengruppe zur neuen Regierung charakteriſtiſch: Sie 
verraten die Selbſtſicherheit eines Soldaten, der ſeine Pflicht 
erfüllt hat und auf die Leute mit einem gewiſſen Mitleid 
herabblickt, die, um ihre innere Haltung zu wahren, des Bei— 
falls der Maſſe bedürfen. 

Oberſt Beck hält in der neuen Regierung als Leiter 
des Außenminiſteriums eine Schlüſſelpoſition der 
Oberſtengruppe. Seine Einfluß erſtreckt ſich über die 
außenpolitiſchen Angelegenheiten hinaus auch auf inner⸗ 
politiſche Fragen. Sein Argument, daß Polen, wenn 
es ſeine ſtarke Außenpolitik fortführen wolle, einer ſtabilen 
Währung bedürfe, und daß die Stabilität der Zloty keine 
währungspolitiſchen Experimente vertrage, hat die wirt— 
ſchaftspolitiſchen Pläne der neuen Regierung weitgehend 
beeinflußt. Gegen ihn richten ſich in erſter Linie die Angriffe 
aller Feinde der Oberſtengruppe, die dieſe feſte Poſition, die 
ſie in der neuen Regierung beſitzt, nicht kampflos preisgeben 
wird. Die Preſſe der oppoſitionellen Parteien agitiert ſeit 
Wochen mit ungewöhnlicher Schärfe gegen den außen⸗ 
politiſchen Kurs des Oberſten Beck. Mehrfach wurden in den 
ſozialiſtiſchen, chriſtlich-demokratiſchen und nationaldemo⸗ 
kratiſchen Parteiblättern Gerüchte über einen bevorſtehen⸗ 
den Rücktritt des Außenminiſters und über einen wachſenden 
Gegenſatz zwiſchen Beck und den übrigen Regierungsmit- 
gliedern verbreitet. Mehr als vorher wird ſeit der Regie⸗ 
rungsumbildung in der Preſſe der oppoſitionellen Parteien 
für eine Wiederannäherung Polens an Frankreich Stim⸗ 
mung gemacht. Als der Marſchall noch lebte und noch die 
Oberſtengruppe regierte, war die Führung der polniſchen 

den knieweichen 
Francophilen an ihr geübt wurde, nicht der Gefahr aus⸗ 
geſetzt, durch die innerpolitiſchen Auseinanderſetzungen in 
Mitleidenſchaft gezogen zu werden. Seit der Regierungs- 
umbildung ſcheint das etwas anders geworden zu ſein. 


wenig gefragt 


meiden. Einige Optimiſten hatten geglaubt, daß der ein⸗ 
deutige Wahlſieg der Memelländiſchen Einheitsliſte und das 
Verſprechen des litauiſchen Außenminiſters ausreichen 
würden, um eine reibungsloſe und mit dem Statut im Ein⸗ 
klang ſtehende Direktoriumsbildung zu ſichern. Sie hatten 
vergeſſen, daß ein Litauer internationale Verträge nur 
inſoweit anerkennt, als durch ſie der Gegenſeite Verpflich⸗ 
tungen auferlegt werden, und daß ein Litauer in politiſchen 
Dingen — aber auch ſonſt — grundſätzlich lügt. 

Am 5. November trat das Direktorium 
Bruvelaitis zurück, wurde jedoch vom Gouverneur 
bis zur Bildung eines neuen Direktoriums mit der 
Weiterführung der Geſchäfte beauftragt. 


Es ift das die übliche Methode volksfeindlicher Regierun⸗ 
gen, ſich der Gefahr eines Mißtrauensvotums zu entziehen. 
Am 6. November trat der neu gewählte 
Landtag zuſeinererſten Sitzung zuſammen. 
in der nach der Vereidigung der Abgeordneten und nach der 
Wahl des Präſidiums von den 24 deutſchen Abgeordneten 
eine Erklärung angenommen wurde, in der es u. u. 
heißt: „. .. So iſt das Memelgebiet ſeit dem 5. Mai 1934 
praktiſch ohne Landtag regiert worden, dazu ſeit dem 
28. Juni 1934 von zwei Direktorien, die nie das Vertrauen 
des Landtages hatten. Der Landtag kann zu all dem Un⸗ 
gewöhnlichen, was ſeit dem 5. Mai 1934 erfolgt iſt, nicht 
ſchweigen. Er al nicht ſtillſchweigend Maßnahmen hin⸗ 
nehmen, die nach ſeiner Auffaſſung die aus dem Statut ſich 
ergebenden Rechte des autonomen Gebietes verkürzen, 
wenn er nicht Gefahr laufen will, daß ſein Stillſchweigen 
als Einverſtändnis aufgefaßt und Gewohnheitsrechte 
daraus hergeleitet werden.“ BER j 

Sodann wird in der Erklärung förmlicher Einſpruch 
gegen die mannigfachen Gewaltaktionen erhoben, denen der 
Memellandtag in den letzten anderthalb Jahren ausgeſetzt 
war. Ferner wird in der Erklärung förmlicher Einſpruch 
gegen die Amtstätigkeit der beiden illegalen Direktorien 

eisgys und Bruvelaitis erhoben. Hierzu wird u. a. 
folgendes feſtgeſtellt: „Der Rücktritt des Direk⸗ 
toriums Bruvelaitis iſt erfolgt, bevor der Landtag 
ihm förmlich ſein Mißtrauen ausſprechen konnte. Der 
8 erklärt, daß die mtsführung 
dieſes Direktoriums und ſeines Vorgän⸗ 
gers im ſchroffen Gegenſatz zu dem Willen 
der überwältigenden Mehrheit der Bevöl⸗ 
kerung ſtand. Der Landtag lehnt ihre ganze Geſchäfts⸗ 
führung ab. Um nur einiges zu nennen: Ihre Perſonal⸗ 
und Beamtenpolitik, vor allem ihre Eingriffe in die 
Selbſtverwaltung der Stadt Memel und der Landkreiſe, ihre 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Unterrichtsſprache 
und der Lehrerbildung, ihre Maßnahmen in der 
Zuſammenſetzung von Gerichten, ihre Maßnahmen 
gegen die Freiheit der beiden Sprachen auf 
privaten Aufſchriften und Schildern, ihren Verzicht auf 
weſentliche autonome Kompetenzen wie die 
Aufſicht über die Kleinbahnen, die Hinauszögerung von ver⸗ 
antwortlichen Maßnahmen zur Durchführung der 
Landtagswahlen.“ 

Weiter werden in der Erklärung des Landtages 
folgende grundſätzliche Feſtſtellungen gemacht: „Der Land: 
tag iſt der Ueberzeugung, daß der Präſident des Direk⸗ 
toriums den Willen und die Fähigkeit haben muß, den 
Willen der Mehrheit der Bevölkerung, entſprechend dem 
Sinn des Memelſtatuts und entſprechend der eindeutigen 
Definition des Haager Urteils vom 11. Auguſt 1932, auch 
gegenüber dem Willen des Gouverneurs zu vertreten. So⸗ 
lange wir ein Direktorium haben, dem wir nicht unſer Ver⸗ 
trauen ausſprechen können, ſind wir durch die Auffaſſung 


des Haager Urteils gezwungen, jede Zuſammenarbeit mit 


erregt. 


dem Direktorium zu vermeiden, weil wir ihm ſonſt indirekt 
das Vertrauen ausſprechen 

Wenn auf litauiſcher Seite auch nur die geringſte Be⸗ 
reitſchaft beſtände, Frieden mit den Memelländern zu 
machen und in Uebereinſtimmung mit dem Statut den bei 
den letzten Wahlen zum Ausdruck gebrachten Volkswillen zu 
achten, dann hätte ſich der Gouverneur ſofort mit den 
führenden Männern der Memelländiſchen Einheitsliſte, die 
im Landtag 24 von 29 Sitzen innehat, in Verbindung geſetzt. 
Denn nichts iſt ſelbſtwerſtändlicher als die Verpflichtung 
des Gouverneurs, ein Direktorium zu ernennen, von dem er 
von vornherein weiß, daß es, geſtützt auf das Vertrauen der 
Einheitsliſte, imſtande iſt, eine erfolgreiche und ſtatutgemäße 
Arbeit zu leiſten. Der Gouverneur hat es jedoch für richtig 
gehalten, ſich mit den Vertretern der litauiſchen Parteien, 
die nur auf den Schultern der zugewanderten Schamaiten 
in den Landtag gelangt ſind, in Verbindung zu ſetzen und 
einen der berüchtigſten Feinde des Memellandes, den 
Schamaitling Endrius Borchertas mit der 
Bildung des neuen Direktoriums zu beauf⸗ 
tragen. Er hat das getan, obwohl er weiß, daß die ge⸗ 
ſamte memelländiſche Bevölkerung dieſem Verräter ihrer 
Heimat und Söldling eines landfremden Regimes feindlich 
gegenüberſteht. 

Der britiſche Außenminiſter Sir Hoare hat kürzlich 
im Unterhauſe erklärt, daß England im Memelgebiet ein⸗ 
ſchreiten werde, wenn die Kauener Regierung das Ver: 
ſprechen, das Lozoraitis gegeben hat, nicht einhalten werde. 
Daß die Kauener Regierung trotz der bindenden Zuſagen 
ihres Außenminiſters jetzt wieder verſuchte, das Memel⸗ 
deutſchtum zu diskriminieren und ſich über das Wahl: 
ergebnis hinwegzuſetzen, hat in London großes Aufſehen 
Das Foreign Office hat von ſeiner Kauener Ge— 
ſchäftsträger ſofort einen eingehenden Vericht über das 
ſtatutwidrige Vorgehen der litauiſchen Regierung angefor- 
dert. Die britiſche Regierung hält zu ihrem Wort. Die 
Ereigniſſe der Wahlzeit haben bleibenden Eindruck gemacht. 
Die Schamaiten werden das zur Kenntnis nehmen müſſen. Die 
Führer der Memelländiſchen Einheitsliſte haben den Gou⸗ 
verneur Kurkauskas wiſſen laſſen, daß ſie nicht in der Lage 
ſind, mit dem van ihm auserſehenen Exponenten oder 
irgendeinem anderen Vertreter der litauiſchen Parteien zu 
verhandeln. Kompromiſſe kommen nicht in Frage. Das 
Memelland iſt deutſch, hat deutſch gewählt 
und braucht eine deutſche Regierung, die 
willens und in der Lage iſt, wieder geordnete Zuſtände her⸗ 
zuſtellen. Vorchertas hat die Unmöglichkeit eingeſehen, ein 
litauiſches Direktorium zu bilden. Er hat daher nach fünf⸗ 
tägigem vergeblichen Bemühen ſeinen Auftrag an den 
Gouverneur zurückgegeben. Weigert ſich Kauen, 
dem memelländiſchen Volkswillen Rech⸗ 
nung zu tragen, ſo bedeutet das Kampf. 
Memel hat dabei nichts zu verlieren als feine Feſſeln, 
an a ſetzt dabei nicht weniger aufs Spiel als feinen 

a at. 


Oſtland⸗ Chronik 


Abfuhr für einen Pantpfaffen . 
Eine ſonderbare Gaſtrolle, die jedoch nicht vereinzelt 
daſteht, gab im September der Kaplan Heda aus Piekar 
(Oſtoberſchleſien) in den deutſchen Siedlungen Mariahilf 
und Roſenheck bei Kolomea in Oſtgalizien. Dieſer Kaplan, 
der ſich als ein Sendbote des klerikalen Hetzers Dr. Pant 
zu erkennen gab, wollte die deutſchen Koloniſten über die 
Verhältniſſe in Deutſchland „aufklären“. Er phantaſierte 
über Katholiken⸗ und Judenverfolgungen, regte ſich über 
die deutſchen Geſetze zur Verhinderung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes auf und feierte Dr. Pant als einen Retter des 
katholiſchen Glaubens. Er war wohl erſtaunt, als feine 
Vorträge durch heftige Zwiſchenrufe unterbrochen wurden 
und auf den energiſchen Widerſtand der deutſchen 
Koloniſten ſtießen. Die Meinung, die dieſe einfachen, aber 
volfsbemußten Deutſchen von Pant, Heda und Genoſſen 
haben, hat das Lemberger „Oſtdeutſche Volksblatt“ zum 
Ausdruck gebracht, als es ſchrieb: „Wäre Kaplan Heda zu 
uns als wahrer Seelſorger gekommen und hätte er uns 


einen religiöſen Vortrag gehalten, dann wären wir ihm 
dankbar geweſen. Aber ſo ſind wir leider gezwungen, ſein 
Vorgehen als taktlos zu bezeichnen. Er hat 
ſein Ziel nicht erreicht und dem Anſehen 
eines Prieſters nur geſchadet. Unſer Glaube iſt 
hier keineswegs bedroht, und es iſt für uns eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit, dem Glauben unſerer Väter die Treue zu 
halten. Wir haben es gar nicht nötig, dies erſt durch große 
Aufmachungen zu bekunden. Zwiſchen uns und unſerem 
Ortspfarrer beſteht ein friedliches Verhältnis, der, obwohl 
Pole, unſere völkiſchen Gefühle reſpektiert. Um ſo bedauer⸗ 
licher aber iſt es, daß ein ſich deutſch nennender Prieſter 
aus Oberſchleſien nach dem fernen Oſten Polens kommt und 
ſich nicht ſcheut, das deutſche Mutterland zu 
beſudeln, und es in den Augen von Aus⸗ 
landdeutſchen verächtlich zu machen ver- 
ſucht. . . Wenn wir bisher vielleicht noch etwas Achtung 
vor Dr. Pant gehabt haben, ſo iſt dies jetzt ganz geſchwun⸗ 
den, und wir lehnen ihn ganz entſchieden ab. Ein Menſch, 
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der als öſterreichiſcher Offizier nicht. nur gegen Preußen. 
gehetzt hat, ſondern auch die Auflöſung der öſterreichiſchen 
Armee gefördert hat, kann unmöglich ein Führer einer 
deutſchen Volksgruppe im Auslande ſein.“ — Dem iſt nichts 
hinzuzufügen. N 


Syſtematiſche Schädigung der deutſchen Schulen in Kattowiß 
In einer Verſammlung des deutſchen Eltern: 
vereins für Groß⸗ Kattowitz, die am 29. Oktober 
Fa wurde lebhaft über allerlei Mißſtände an 
en öffentlichen deutſchen Volksſchulen 
der Wojewodſchaftshauptſtadt geklagt. Es handelt ſich zu⸗ 
meiſt um Mißſtände, die mit Leichtigkeit abgeſtellt werden 
könnten; aber der gute Wille hierzu iſt bei den zuſtändigen 
polniſchen Stellen nicht vorhanden. In einem der Schul- 
gebäude iſt neben der deutſchen Minderheitenſchule auch 
nach eine Handelsſchule untergebracht; die Lehrer der deut⸗ 
ſchen Schule haben nebenbei auch noch Unterricht an der 
Handelsſchule zu geben, was für den deutſchen Unterricht 
natürlich nicht förderlich iſt; außerdem wird der Unterricht 
dadurch geſtört, daß die Pauſen der beiden in demſelben 
Hauſe untergebrachten Schulen nicht zuſammenfallen. In 
einigen anderen Schulen klagten die deutſchen Kinder häufig 
über Kopfſchmerzen. Es ſtellte ſich heraus, daß an den 
Abenden in den deutſchen Klaſſenräumen 
Gasſchutzübungen abgehalten wurden, ohne 
daß ſich die polniſchen Veranſtalter um die Entgiftung der 
verſeuchten Räume kümmerten. In vielen Fällen werden 
an den öffentlichen deutſchen Schulen pol⸗ 
niſche Lehrer beſchäftigt, die ſich im Einverſtändnis mit 
der polniſchen Behörde zwar als Deutſche bezeichnen, aber 
die deutſche Sprache nur ſehr mangelhaft 
beherrſchen und dadurch zum Geſpött der Kinder 
werden. In allen Schulen werden die deutſchen 
Kinder gezwungen, polniſch zu grüßen, 
olniſche Lieder zu ſingen und nach polni⸗ 
chen Kommandos zu turnen. In einigen deut⸗ 
ſchen Schulen ſind in letzter Zeit Aufenthaltsräume für die 
Kinder eingerichtet worden, in denen auch Bücher und Zeit: 
ſchriften ausgelegt ſind, — aber keine deutſchen, ſondern nur 
polniſche Zeitſchriften und Bücher. Die ſyſtematiſche 
Nerunachläſſiayna, der öffentlichen deutſchen Schulen in 
Kattowitz hat den Unterrichtsbetrieb der dortigen deutſchen 
Mittelſchule derart beeinträchtigt, daß dieſe Schule ſich kaum 
noch von einer gewöhnlichen Volksſchule unterſcheidet, was 
die polniſchen Behörden freilich nicht hindert, das nicht 
unbeträchtliche Schulgeld von den deutſchen Eltern unver⸗ 
ändert weiter zu erheben. Unter dieſen Umſtänden beſteht 
in den Kreiſen der deutſchen Elternſchaft Einigkeit darüber, 
daß es notwendig iſt, die unzulänglichen öffent⸗ 
lichen durch einwandfreier arbeitende 
private deutſche Schulen zu erſetzen. 


Ein Bildbuch des Deulſchtums in Polen 

Der Verband deutſcher Volksbüchereien 
in Polen bereitet ein Bildbuch „Das Deutſchtum in Polen“ 
vor, welches das geſamte Leben des Deutſchtums in Polen, 
die Siedlungslandſchaften des Deutſchtums, Städtebilder, 
das Bürger⸗ und Bauernhaus, die Menſchentypen, die 
Trachten, deutſche Kunſt und Architektur, Plaſtik und 
Malerei, Volkskunſt u. a., ſoweit ſie geſchichtlich bedeutſam 
und Zeuge deutſcher Kultur iſt, umfaſſen ſoll. Die einzelnen 
deutſchen Siedlungsgebiete in Polen ſollen in dieſer Weiſe 
gleichmäßig erfaßt werden, ebenſo die geſchichtlichen Denk- 
mäler, ſoweit ſie deutſchen Kultureinfluß in Polen bezeugen. 
Dieſes Bildbuch, das erſtmalig den Verſuch macht, ein Ges 
ſamtwerk für das Deutſchtum in Polen zu ſchaffen, verdient 
das Intereſſe eines jeden Deutſchen. 


Unterdrückung der Polen in Lettland 

Seit der Errichtung des autoritären Regimes herrſcht 
in Lettland ein ausgeſprochen minderheitenfeindlicher Kurs. 
Das haben auch die lettländiſchen Polen zu fühlen be— 
kommen. Nach der amtlichen lettiſchen Statiſtik hat es im 
Schuljahr 1932/33 polniſche Volksſchulen gegeben: 
in Riga 8 mit etwa 1500 Kindern, in Lettgallen 22 
mit etwa 2800 Kindern, in Semgallen 3 mit etwa 
200 Kindern und in Kurland 1 mit 231 Kindern, in ganz 
Lettland alſo 34 mit rund 4000 Kindern. Außerdem hat es 
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damals noch drei polniſche Gymnaſien gegeben, 
nämlich in Riga, Roſitten und Dünaburg, ſchließlich noch 
eine polniſche Handwerkerſchule in Dünaburg. Im 
Schuljahr 1933/34 kam noch eine neue Volksſchule hinzu. 
Das Schuljahr 1934/35 aber brachte einen 
ch weren Rückſchlag. Meiſt mit der Begründung 
ſtaatsfeindlicher Tätigkeit wurden in dieſem Schuljahre 
nicht weniger als 12 polniſche Volksſchulen, 
alſo etwa ein Drittel des bisherigen Beſtandes, von den 
lettiſchen Behörden geſchloſſen. So hat der Kreis 
Illuxt, der nach der amtlichen lettiſchen Statiſtik über 7000 
Polen zählt, heute überhaupt keine polniſche Volksſchule 
mehr. Auch die polniſche Handwerkerſchule in Dünaburg 
wurde geſchloſſen. Von demſelben Schickſal wurde im 
Auguft d. Is. auch das polniſche Gymnaſium 
in Riga ereilt. Die Schließung dieſer polniſchen Bildungs 
anſtalt wurde mit ungenügender Beteiligung begründet. 
Bole zählt nach der letzten lettiſchen Volkszählung 16 564 
olen. 


Gleiches Recht für die Polen in Deulſchland 

Ein Runderlaß des Präſidenten der Reichsanſtalt 
für Arbeits vermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung ſtellt klar, daß Angehörige der polniſchen 
Volksgruppe in Deutſchland ebenſo wie alle anderen deutſchen 
Staatsangehörigen verpflichtet find, eine ihnen angebo⸗ 
tene zumutbare freie Arbeitsſtelle in der 
Landwirtſchaft anzunehmen. Eine Sonder⸗ 
behandlung der Angehörigen fremder Volksgruppen im 
Rahmen der Vorſchriften der Arbeitsloſenbetreuung ſei nicht 
erfolgt, da fie den allgemein gültigen Grundſatz beeinträch⸗ 
tigen würde, daß der unterſtützte Arbeitsloſe für eine 
Arbeitsvermittlung zur Verfügung ſtehen muß. 


Der Stahlhelm in Danzig 


„Der Danziger Vorpoſten“ hat in ſeiner Nummer vom 
13. November zu der Auflöſung des NS-Frontkämpfer⸗ 
bundes (Stahlhelm) Stellung genommen. Es heißt in dem 
Artikel u. a.: „Wenn hier die Frage geſtellt wird, wie der 
Danziger Stahlhelm ſich zu entſcheiden gedenkt, ſo 
nehmen wir an, daß, weil der Stahlhelm bisher politiſche 
Sonderſtrömungen, die gegen die NSDAP liefen, im 
weſentlichen nicht mitmachte, er ſeine Entſcheidung im Sinne 
der deutſchen Sache in Danzig fällen (d. h. ſich gleichfalls 
auflöſen) wird. Die deutſche Sache in Danzig 
verträgt es nicht, daß ſich Kräfte, die na⸗ 
tional ſein wollen, zerſplittern und be⸗ 
kämpfen. Und wenn es auch nur kleine Haufen ſind, die 
ſich abſeits ſtellen, in Danzig bedeutet letztlich 
jede Sonderſtellung einer Gruppe den fon 
flikt mit der NSDAP. Konflikt mit der 
NSDAP aber wiederum zieht nach ſich, daß 
man allmählich immer mehr in eine Front⸗ 
ftellung. gegen Deutſchland kommt, da 
Deutſchland niemals mehr ohne die NSDAP ſein wird. Es 
wäre deshalb nicht vor der Geſchichte zu verantworten, wenn 
Menſchen, nur weil ſie am Alten hängen, was ihnen keiner 
nimmt, aus Verärgerung und Eigenbrötlertum zu An⸗ 
hängern eines Kurſes werden, der in die gleiche Straße 
mündet, die heute Oeſterreich geht ... Bei aller Verſöhn⸗ 
lichkeit, die der Nationalſozialismus allen für die große 
deutſche Zielſetzung brauchbaren Kräften entgegenbringt, 
wird er rüdfichtslos fein, wenn er nach langer Prüfung von 
den Gegnern annehmen muß, daß ſie es aus Haß zum 
Nationalſozialismus auf einen Verrat am Deutſchtum an— 
kommen laſſen.“ 


Studium Danziger Staalsangehöriger im Reich 


Durch die Abwertung des Danziger Gul⸗ 
dens ſind die Studenten Danziger Staatsangehörigkeit 
außerſtande, die beim Studium an den Hochſchulen und 
Univerſitäten des Reiches fälligen Gebühren aufzubringen. 
Daher hat der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung in einem beſonderen 
Erlaß — zunächſt für das Winterſemeſter 1935/36 — be⸗ 
ſtimmt, daß diejenigen immatrikulierten Studenten 
Danziger Staatsangehörigkeit, die der 
Deutſchen Studentenſchaft angehören, um 
40 v. H. ermäßigte Gebühren Studiengebühr, 


* 


Unterrichtsgeld und Erſatzgeld) zahlen. Eine Anrechnung 
auf die für den Gebührenerlaß beſtimmte Höchſtſumme 
findet nicht ſtatt. Anträge dieſer Studierenden auf 
fonſtige Vergünſtigungen find ſtets wohlwollend 
zu behandeln. 


Hilfe für die Haffdörfer PR 

Die im Bereich der Ibenhorſter Forſt liegenden Dörfer 
am Kuriſchen Haff Loye, Inſe und Tawe hatten 
bisher ſchwer unter beſonders ungünſtigen Wirtſchafts⸗ 
und Verkehrsverhältniſſen zu leiden. Nunmehr .ift eine 
durchgreifende Hilfsaktion für ſie eingeleitet worden. Nach⸗ 
dem die Eindeichung der Ländereien zwiſchen 
Gilge und Nemonien beinahe fertiggeſtellt und dieſes 
Unland in ertragsfähigen Boden umgewandelt worden iſt, 
ſollen im kommenden Jahr weitere Kulturarbeiten in 
Angriff genommen werden. Zuerſt ſoll der öffentliche 
Weg zwiſchen Tawe und Kaſtaunen fertig⸗ 
geſtellt, ſodann ein Kanal Loye— Inſe— Tawe — 
Gilge hergeſtellt werden, auf dem die Bewohner ihre 
Erzeugniſſe fortſchaffen können. Ferner follen die Dörfer 
Inſe und Loye endlich genießbares Trinkwaſſer er⸗ 
halten. Schließlich ſollen Inſe, Tawe und Loye an das 
Ueberlandwerk angeſchloſſen werden. Da der 
Bau eines großen Haffdammes vorerſt nicht ausgeführt 
werden kann, ſoll zunächſt ein Sommerdei ch hergeſtellt 
werden; dieſer wird große Ländereien gegen das Haff⸗ 
waſſer ſchützen, und ſein Bau wird zahlreichen Arbeitern 
Beſchäftigung geben. Weitere Eindeichungen ſind vor⸗ 
geſehen. Uneingedeichte Ländereien können von ihren Be⸗ 
ſitzern gegen fiskaliſche Ländereien im eingedeichten Ge» 
lände eingetauſcht werden. 


Die Bayeriſche Oſtmark erhält einen Sender 

Im Rahmen der Bayeriſchen Oſtmark-Rundfunkwoche, 
die vom 12. bis 20. Oktober in Regensburg ſtattfand, teilte 
Reichsſendeleiter Hadamovpſky mit, daß der Bau 
eines Oſtmarkſenders in der Nähe von Bay- 


reuth genehmigt ſei (der endgültige Pkatz wird erſt 
noch feſtgelegt werden). Die Bedeutung dieſes Baues liegt 
kurz in folgendem begründet: Erſtens wird dadurch in der 
Bayeriſchen Oſtmark ein guter Empfang auch mit 
dem ein fachſten Gerät ſichergeſtellt, während 
bisher zum ſtörungsfreien Abhören des Reichsſenders 
München immerhin teure Apparate notwendig waren, die 
Witterungseinflüſſe, wie auch eine Ueberlagerung durch den 
Prager Sender nach Möglichkeit ausſchloſſen. Deshalb 
wird der Rundfunk mit der Errichtung des Oſtmarkſenders 
vor allem auch in der ärmeren Bevölkerung den wünfchens- 
werten Aufſchwung nehmen. Zweitens wird dieſer 
Sender einzig und allein die Aufgabe kennen, im Geiſte 
Hans Schemms zu wirken: „Macht mir die Bayeriſche 
Oſtmark ſtark!“ Er wird zu einer Waffe des Deutſchtums 
werden, Pionierarbeit leiſten in der kulturellen Hebung der 
Grenzbewohner, er wird ihre Kulturgüter, Sitten und Ge— 
bräuche, ihre Volkslieder und ⸗ſagen zu neuem Leben 
kommen laſſen, den Ruf von Not, Kampf und Aufgabe der 
Oſtmark in das Reich hineintragen und umgekehrt jedem 
Oſtmärker klarmachen, daß er nicht für ſich lebt, ſondern auf 
Vorpoſten ſteht für Deutſchland. Er wird eines der hervor: 
ragendſten Hilfsmittel für die nationalſozialiſtiſche Schulung 
der geſamten Grenzbevölkerung darſtellen. 5 
Ein kleines Bild dieſer zukünftigen Arbeit gaben 
bereits die verſchiedenen Veranſtaltungen im Rahmen der 
Rundfunkwoche, die vom Reichsſender München über- 
nommen wurden, 5 B. ein Heimatabend, in dem Mädel 
und Burſchen aus dem Bayeriſchen Wald ihre urwüchſigen 
Lieder ſangen, im Wechſel mit Volksmuſikdarbietungen 
einer Waldler⸗ und einer Hallertauer Bauernkapelle, 
ebenſo wie eine Morgenveranſtaltung im Regensburger 
Hafen, die im Rahmen eines Hafenkonzerts des Arbeits⸗ 
dienſtes verſchiedene Vorträge über die Bedeutung dieſes 
Donauhafens in Vergangenheit und Zukunft brachte, und 
weiterhin ein Volksliederſingen, das von den Regensburger 
Domſpatzen ausgeführt wurde, von denen man wohl ſagen 
kann, daß ſie „Gold in der Kehle“ haben. 


Wirtſchaftliche Abſonderlichkeiten in Polen 


Von dem ſtellvertretenden Miniſterpräſidenten und 

Finanzminiſter Kwiatkowſki erſchien vor einiger Zeit 
ein Buch unter dem Titel „Mißverhältniſſe im 
früheren und heutigen Polen“. Aus dieſem 
Buch veröffentlichte der „Kurier Pozuanski“ einige inter 
eſſante Stellen; ſo u. a.: 
Nach den Angaben des kleinen Statiſtiſchen Jahre 
buches für die Jahre 1933/34 hatten die Vereinigten 
Staaten 32 487 Konkurſe, Frankreich 19 650, Italien 
17 693, England ohne Schottland ungefähr 8000, Deutſch⸗ 
land 6593, die Tſchechoſlowakei 2844, die Schweiz 1848, 
Oeſterreich 1659 und Polen nur 572. Aus welchem Grunde 
wird für Polen eine ſo niedrige Konkursziffer für zwei 
Jahre notiert? Sollte bei uns die Lage beſſer ſein als im 
Auslande? Oder ſollte der Verlauf der Kriſe bei uns 
milder geweſen ſein? Wir wiſſen, daß dem nicht ſo iſt. 
Warum alſo? Wir ſind der Anſicht, daß unſere 
pfändungsfeindliche Politik zu weit geht, 
weil ſie den Schuldner in übermäßiger Weiſe vor dem 
Gläubiger ſchützt. Die Zahl der Konkurſe ſteht in keinem 
Verhältnis zu der Zahlungsfähigkeit der überwiegenden 
Anzahl der Firmen. Iſt eine ſolche radikale Politik zum 
Schutze des Schuldners geſund? Die Entſcheidung darüber 
überlaſſen wir dem Leſer. 


Das Gewerberecht ſieht vor, daß die Han dwerks⸗ 


karte erlangt werden kann auf normale Weiſe (nach drei— 
jähriger Praxis) oder im Wege der Ausnahme, d. h. auf 
Grund eines Dispenſes. Im erſten Halbjahr dieſes Jahres 
haben auf normalem Wege 2000 Perſonen die Handwerks- 
karte erhalten und auf nicht normale Weiſe, d. h. auf Grund 
eines Dispenſes, 6000. Frage: Welches iſt nun der normale 
und welches der Ausnahmeweg? 

Von 29 Millionen Tonnen Kohle, die im Jahre 1934 
gefördert worden ſind, hat Polen 10 Millionen ausgeführt. 
8,4 Millionen Tonnen verbrauchte die eigene Induſtrie, 


3 Millionen die Eiſenbahn uw. Um den Kohlen⸗ 
export aufrecht zu erhalten, müſſen wir in Geſtalt eines 
hohen Inlandpreiſes einen Tribut entrichten. Welches iſt 
nun der Unterſchied zwiſchen dem Inlandpreiſe und dem 
Exportpreiſe? Der Durchſchnittspreis für die Exportkohle 
loco polniſche Grenze, überwiegend loco Gdingen / Danzig, 
beträgt einſchließlich der Eiſenbahntransportkoſten 16,2 
Zloty für die Tonne. Dagegen war die Kohle für den 
Inlandbedarf loco Grube (alſo ohne Transport) um 
60 Prozent teurer; man bezahlte dafür nämlich 24 bis 
26 Zloty. Indem wir die Konkurrenzfähig⸗ 
keit für unſere Kohle ſchaffen, ſchwächen 
wir gleichzeitig die Konkurrenzfähigkeit 
unſerer anderen Produkte, da der Kohlenpreis 
doch in die Produktionskoſten verrechnet werden muß. In⸗ 
folge des hohen Kohlenpreiſes iſt z. B. unſer Zement teurer 
als der Auslandszement, der mit unſerer Kohle hergeſtellt 
wird, und zwar der Zement um 2,70 Zloty pro 100 Kilo⸗ 
gramm, der Kalk um 2,60 Zloty, die Tonne Stahl um 
9 Zloty uſw. Aehnlich verhält es ſich mit den Preiſen für 
elektriſchen Strom und mit den Preiſen für andere 


Produkte. 
Bekanntlich haben wir neben unſerem normalen 
Eiſenbahntarif eine Reihe beſonderer Tarife: 


touriſtiſche, ſportliche, Verſammlungs⸗, Beamten-, Eiſen⸗ 
bahner-Tarife, ferner Tarife für Ritter des Ordens 
‚Virtuti militari‘, für Abgeordnete uſw. Im Endergebnis 
kommen auf 138 Millionen Reiſende im Laufe des Jahres 
kaum 38 Millionen Reiſende zu normalem Tarif. Der 
Reſt zahlte den Ausnahmetarif. Dieſer Reſt betrug 73 Pro⸗ 
zent. Wir fragen von neuem: Welcher Tarif iſt nun der 
normale? 

Im Jahre 1934 wurden 87 Prozent aller Aus- 
landspäſſe zu ermäßigten Preiſen ausgegeben, nur 
Gebühr. nt der Auslandsreiſenden zahlte die normale 

ebühr. 
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Zwei Jahre Danziger Hafenabkommen 


Am 5. Auguſt 1933 kam zwiſchen Danzig und Polen 
das Abkommen über die Ausnutzung des 
Danziger Hafens zuſtande. In dieſem Abkommen 
heißt es: „Die polniſche Regierung wird unverzüglich alle 
notwendigen Maßnahmen ergreifen, um den Rückgang 
desſee wärtigen Verkehrs (Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr), der gegenwärtig über den Hafen von 
Danzig geht, unter Berückſichtigung der Quantität und 
der Qualität der Waren zu verhindern. Die polniſche 
Regierung wird in Zukunft dem Hafen von Danzig, 
ſoweit dies in ihrer Macht liegt, eine gleiche Betei⸗ 
ligung an dem ſee wärtigen Verkehr (Einfuhr, 
Ausfuhr und Durchfuhr) unter Berückſichtigung der 
Quantität und der Qualität der Waren ſichern.“ Die 
polniſche Regierung garantierte dem Danziger Hafen hier⸗ 
mit grundſätzlich die Gleichberechtigung mit dem Gdingener 
Hafen. Am 1. Oktober 1933 trat das Abkommen in Kraft, 
nachdem es am 18. September 1933 durch ein, beſtimmte 
Mindeſtumſchlagsmengen für den Danziger Hafen feſt⸗ 
ſetzendes Uebereinkommen ergänzt worden war. Es galt 
zunächſt für ein Jahr und wurde dann durch die Protokolle 
vom 4. Dezember 1934 und vom 11. Oktober 1935 jeweils 
[Dr die Dauer eines weiteren Jahres verlängert. Seit 

em Inkrafttreten des Abkommens ſind jetzt reichlich zwei 
Jahre vergangen. Wie hat ſich ſeitdem das Danzig⸗ 
Gdingener Verhältnis entwickelt? 

Die letzten Monate des Jahres 1933, in denen ſich das 
Hafenabkommen erſt einſpielen mußte, können bei dieſer 
Prüfung unberückſichtigt bleiben. Im Jahre 1934 be⸗ 
trug (in Tonnen) 


über Danzig über Gdingen 
die Einfuhrt nr . 655 763 991 544 
die Ausſuhctrt son 5713 181 6 200 369 
der Geſamtumſch lag. . 6368944 7 191 913 


In den erſten neun Monaten des Jahres 
1935 betrug (in Tonnen) 


über Danzig über Gdingen 


die Einfſuhtetrt 522045 776 437 

die Ausfuhlnetr . . . . 03168 922 4740 486 

der Geſamtumſch las . 3690 967 5 518 923 
Demnach iſt der Geſamtumſchlag über den 


Gdingener Hafen im Jahre 1934 um 823 000 Tonnen und in 
den erſten neun Monaten des Jahres 1935 ſogar um 
1826 000 Tonnen größer als der Geſamtumſchlag über den 
Danziger Hafen geweſen. In 1% Jahren ſindüber 
Gdingen rund 2,65 Mill. Tonnen Waren 
mehr als über Danzig gegangen. Vom ſee⸗ 
wärtigen Geſamtaußenhandel Polens haben im Jahre 1934 
nur 46,7 v. H. ihren Weg über Danzig, dagegen 533 v. H. 
ihren Weg über Gdingen genommen. Das Verhältnis hat 
ſich in den erſten neun Monaten 1935 noch weiter ganz 
weſentlich zu Ungunſten des Danziger Hafens verſchoben; 
in dieſer Zeit ſind hier nur noch 40 v. H., in Gdingen da⸗ 
gegen 60 v. H. des ſeewärtigen Geſamtaußenhandels Polens 
umgeſchlagen worden. Von einer gleichen Beteiligung 
Danzigs am jeewäriigen Verkehr, wie ſie die polniſche Re⸗ 
gierung im Abkommen vom 5. Auguſt/18. September 1933 
zugeſichert hat, kann alſo keine Rede ſein. Die polniſche 
Regierung hat weder im vergangenen Jahre ihr Ver⸗ 
ſprechen gehalten und noch viel weniger im laufenden 

ahre. Der polniſche Kampf gegen den Dan⸗ 
diger Hafen iſt fortgeführt worden. Gdin⸗ 
gen entwickelt ſich weiterhin auf Danziger 
Koſten. Das hat kürzlich auch die führende polniſche 
Wirtſchaftszeitung, die „Polska Gospodarcza“, beftätigt, die 
in ihrer Nummer vom 2. November fejfgeitellt hat, daß der 
Anteil Gdingens weiterhin wächſt, während der Danziger 
Hafenverkehr gleichlaufend mit der Entwicklung des pol⸗ 
niſchen Außenhandels zurückgeht. Gdingen würgt Danzig. 
Seit 1926 iſt der Gdingener Hafen in ununterbrochenem 
Aupeng begriffen. Der Rückgang des polniſchen ſeewärtigen 
Außenhandels fällt ausſchließlich dem Danziger Hafen zur 
Laſt; ein Anſteigen dieſes Außenhandels aber kommt vor- 
wiegend dem Gdingener Hafen zugute. Das geht aus 
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folgender Auſſtellung, die die Entwicklung der Ein 


und Ausfuhr über Danzig und Gdingen von 
1926 bis 1934 wiedergibt, ſehr deutlich hervor. 
Einfuhr Ans fuhr 

Jahr Danzig Gdingen Jahr Danzig Göingen 
19263 640 695 179 1926 5 659 604 413 828 
1927 1517 194 8702 1927 „ 6380 419 800 139 
1928 1832 409 192 711 1928 6783 273 1767058 
1929 . . 1792951 329644 1929 . 6 766 629 2 492 858 
1930 . 1090631 504117 1930 7122 462 3 121 631 
1931. 751300 558 549 1931 . „ 7576 205 4741565 
1932. 428 103 432887 1932 . . 5017949 4761 400 
1933 4393 167 870 704 1933 . 4659 808 5235162 
1934 555 763 991544 1931 5 713 181 6200369 


Dieſer Ueberſicht wird durch nachſtehende Tabelle, die 
die Anteile Danzigs und Gdingens am ſee⸗ 
wärtigen Außenhandel Polens nachweiſt, an⸗ 
ſchaulich ergänzt. Im Jahre 1925 war der Gdingener Hafen 
erſt mit 1,9 v. H. an dieſem Außenhandel beteiligt; in den 
folgenden Jahren wuchs der Gdingener Anteil wie folgt: 


196 6,6 % 1929 24,8 % 1992 48.7 % 
1927 103% 1930 30,8 % 1933 54.2% 
19888 18,4% 1931 38,90% 1934 53, 0% 


In den erſten neun Monaten des laufenden Jahres iſt der 
Gdingener Anteil, wie ſchon erwähnt, auf 60 v. H. geſtiegen. 

In dieſen Zahlen, die die Entwicklung der Umſchlags⸗ 
mengen wiedergeben, kommt die Schädigung des Danziger 
Hafens durch Gdingen aber erſt teilweiſe zum Ausdruck. 
Berückſichtigt werden muß auch die Art der Güter, die 
in dem einen und dem anderen Hafen umgeſchlagen werden. 
Hier iſt es beſonders bemerkenswert, daß Danzig 
immer mehr zu einem Umſchlagshafen für 
geringwertige Maſſengüter wird, während 
die hochwertigen Stückgüter mehr und mehr 
nach Gdingen abgelenktwerde n. Im Jahre 1932 
betrug der Anteil der Maſſengüter an der über Danzig 
gehenden Einfuhr knapp 50 v. H., im Jahre 1934 aber 
ſchon über 61 v. H. In denſelben Jahren ſetzte ſich die über 
den Danziger Hafen gehende Ausfuhr zu über 90 v. H. bzw. 
zu über 92 v. H. aus Maſſengütern zuſammen. Mit dem 
Zunehmen des Anteils der Maſſengüter iſt 
für Danzig eine Ber minderung [einer Ver⸗ 
dienſtmöglichkeiten verbunden. Denn für die 
Maſſengüter iſt Danzig faſt durchweg lediglich Spedi⸗ 
tionshafen. Der Danziger Handel hat an dieſem Um⸗ 
ſchlag keinen Anteil, da die polniſchen Exporteure und 
Importeure von Maſſengütern {fo vor allem die polniſchen 
Kohlengruben) unter Ausſchaltung des Danziger 
Handels mit ihren ausländiſchen Abnehmern und Liefe⸗ 
ranten unmittelbar zu verkehren pflegen. Was nützt es der 
Freien Stadt Danzig, wenn ihre Hafenſtatiſtik Millionen⸗ 
ziffern ausweiſt, der Danziger Handel aber keinen Berdienſt 
davon hat? Was nützt es dem Danziger Arbeiter, wenn in 
ſeinem Hafen gearbeitet wird, er ſelber aber feiern muß, da 
die polniſchen Firmen in zunehmendem Maße polniſche 
Arbeitskräfte heranziehen? Was nützt es der Danziger 
Regierung, wenn hohe Beträge aus den Hafen gebühren ein⸗ 
gehen, dieſe Gelder aber an den Hafenausſchuß abgeführt 
werden? 

Danzig wurde vom deutſchen Mutterlande gelöſt, um 
Polen als Zugang zum Meere zu dienen. Aber mit den 
Rechten, die Polen zugeſtanden wurden, find ebenſolche 
Pflichten verbunden. Die erſte dieſer Pflichten iſt die 
Ausnutzung des Danziger Hafens. Polen hat dieſe Pflicht 
im Hafenabkommen von 1933 wenigſtens inſoweit noch ein⸗ 
mal freiwillig anerkannt, als es verſprach, den 
Danziger Hafen bei der Verteilung der Verladegüter nach 
Menge und Wert nicht ſchlechter als den Gdingener Hafen 
zu behandeln. Weder in bezug auf die Menge noch viel 
weniger in bezug auf den Wert der Güter hat es dieſes 
Verſprechen gehalten. Im Protokoll vom 11. Oktober d. Js. 
hat es ſein damaliges Verſprechen noch einmal erneuert. 
Daß ſich die polniſche Vertragstreue gegenüber Danzig in⸗ 
zwiſchen gebeſſert hat. muß man bis zum Beweis des en⸗ 
teils leider bezweifeln. 


Das auserwählte Volk in Polen 


„Polen ift unzweifelhaft das Volk und der Staat, 
der am meiſten unter dem Anwachſen des 
Judentums leidet und von dieſem am ſtärkſten in 
gehemmt wird. Wie ein 
riefiger, unerſättlicher Paraſit hat ſich das jüdiſche Volk im 
Innern Polens feſtgeſetzt, es trinkt die Lebensſäfte des 
polniſchen Volkes und gibt ihm dafür Blutloſigkeit und Er⸗ 
Das Judentum dringt wie ein Keil in das 


Bild flich 

biſchö en 
mungen die Judenfrage 
»Aber die Methoden, die Deutſchland angewandt habe und 
die dort zum Erfolg führen könnten, reichten für Polen 
micht aus, da Deutſchland nur 1 v. H. Juden im Lande habe, 
Polen aber 10 v. H., — die Halbjuden, jüdiſch Verſippten 
„und ſonſtigen Judenfreunde ungerechnet. In Polen 
könne das jüdiſche Problem nur durch die 
Ausſiedlung des fremdraſſigen Volkes ge⸗ 
löſt werden. Diefe Ausſiedlung müſſe in ſchnellem 
Tempo vor ſich gehen, bevor ſich in Stadt und Land der 
Kreis der jüdiſchen Autarkie geſchloſſen habe. Verfügungen 
nach Art der deutſchen Judengeſetze reichten in Polen nur 
als Vorbereitungsmaßnahmen für die notwendige Aus⸗ 
ſiedlung aus. Wenn Polen von Juden frei werde, dann 
könnten vier Millionen katholiſche Polen aus der Fremde 
in die Heimat zurückkehren. Wer in Polen, ſo ſchließt der 
Artikel, Herz und Verſtand auf dem rechten Fleck habe, der 
müſſe dafür ſorgen, daß das polniſche Volk vor Sünden, 
vor allem vor der Sünde gegen das 5. Gebot („Du ſollſt 
nicht töten“) bewahrt bleibe, vor einer Sünde, die zu be⸗ 


gehen es verſucht ſein werde, wenn die Juden das polniſche 
Land nicht freiwillig verlaſſen. Wenn die Juden Polen 
verlaſſen, werde in Polen jeder Widerwille gegen ſie 
ſchwinden. 


Der nationaldemokratiſche „Warszawski Dziennik Na- 
rodowy“ ſetzte ſich am 20. September in folgender Weiſe 
mit den Nürnberger Geſetzen auseinander: „Jeder, 
der das Weſen der Judenfrage verſteht und nicht des Ge⸗ 
fühls nationalen Stolzes entbehrt, muß zugeben, daß die 
Regelung der Judenfrage (in Deutſchland) klug 
und richtig iſt. Nur Geiſtesarme ſehen nicht ein, daß 
die Juden ein ſelbſtändiges, moraliſch geſchloſſenes Volk 
bilden. Obwohl ſie keinen eigenen Staat und kein eigenes 
Territorium eien haben ſie eine eigene nationale Politik 
und eigene politiſche Ziele. In der Regel ſtehen dieſe Ziele 
im Widerſpruch zu den Beſtrebungen und Zielen der Na⸗ 
tionen, unter denen ſie leben. Da die Juden auf Koſten des 
Wirtsvolkes leben und ſich entwickeln, müſſen ſie danach 


ſtreben, das Wirtsvolk moraliſch und politiſch zu ſchwächen 
und den unabhängigen nationalen Gedanken in ihm zu 


töten. Auf eine andere Art können die Juden keinen 
herrſchenden Einfluß gewinnen, der ihnen für die Verwirk— 
lichung ihrer eigenen völkiſchen Beſtrebungen nun einmal 


unentbehrlich iſt. 


„Bei dieſer Sachlage iſt es ein Wahnſinn, die Juden mit 
politiſchen Rechten auszuſtatten. Deshalb treten auch die 
nationalen Bewegungen überall dort, wo ſie zu Wort 
kommen, den politiſchen Rechten der Juden entgegen. Aber 
erſt in Deutſchland wurde dieſe Frage auf eine klare und 
endgültige Weiſe geregelt. Die Nürnberger Geſetze ſchlagen 
eine Breſche in den juͤdiſchen Beſitzſtand. Ihre Bedeutung 
beruht nicht nur darauf, daß ſie den Charakter der Juden— 
frage klar umreißen, ſondern auch auf ihrer ſuggeſtiven 
Kraft, die aus der Richtigkeit und Logik der Geſetze folgt. 
Dank dieſer ſuggeſtiven Kraft werden die Geſetze bei 
anderen Nationen Nachahmung finden und dadurch die 
Löſung der europälfchen Judenfrage um einen großen 
Schritt vorwärtsbringen.“ 


Luther und der Oſten 


Jetzt, da wir für das Studium des Oſtens eigene For⸗ 
ſchungsinſtitute und ein ausgedehntes Schrifttum beſitzen. 
mutet es etwas beklemmend an, wenn man erfährt, daß 
auch ein ſo überlaſteter Mann wie Luther allen dieſen Fra⸗ 
gen ein gut Stück ſeiner Aufmerkſamkeit gewidmet hat. 

Freilich, einer geopolitiſchen oder konfeſſionskundlichen 
Sonderbetrachtung über die öſtliche Geſamtfrage hat er ſich 
nicht widmen können, aber ſeine Tiſchreden und Briefe 

eigen, daß er i genau wußte, wie es in Polen⸗ 
Litauen, auf dem Balkan und in Ungarn politiſch beſtellt 
war. Gelegentlich ſchimmert auch eine gewiſſe Kenntnis 
der damals kaum begreifbaren Moskauer Hofverhältniſſe 
unter Iwan dem Grauſamen durch, und ſelbſt die Türkei 
erregte Luthers ſtändiges Intereſſe, namentlich ſeitdem 
man in Deutſchland den türkiſchen Vormarſch (1526 Schlacht 
bei Mohacs, 1529 erſte Belagerung Wiens) immer deutlicher 
herannahen fühlte. Bei dieſer Gelegenheit war es auch, wo 
Luther beinahe unter die großen Abenteurer gegangen wäre. 
Wenn er nämlich das verſchleierte Beſtechungsangebot an⸗ 
genommen hätte, das ihm die Pforte durch einen ihrer 
Emiſſäre unter der Hand machen ließ: „Der Sultan wolle 
ihm ein gnädiger Herr ſein.“ Worauf Luther antwortete: 
„Gott möge ihn vor ſolchen gnädigen Herren behüten“, und 
den Emiſſär, einen polniſchen Adligen kurzerhand abfertigte. 
Nach der Schlacht bei Mohacs (1526) widmete er der Kö⸗ 
nigin-Witwe Maria von Ungarn vier Troſtpſalmen, im 
Türkentum ſelbſt ſah er ſtets die Zuchtrute Gottes. 


N Weit mehr als die große Tages⸗ oder Weltpolitik in⸗ 
tereſſierte Luther im Oſten naturgemäß alles Kirchliche. 
Hier war es beſonders die orthodox⸗orientaliſche Kirche, dle 
feine Aufmerkſamkeit feſſelte. An fie dachte er öfter, wenn 
er gegen den Papſt in, Rom auftreten mußte; war fie ihm 


ausſtellte, folgenſchweres Argument gegen 
wand von der Unfehlbarkeit der Päpſte und Konzilien; dem 
»Magiſter Hus bewahrte er zeitlebens ehrerbietige Anerken- 


doch mit ihren vielen anerkannten Märtyrern und Heiligen 
ein Unterpfand dafür, daß man ein guter Chriſt und ſelig 
werden könne, auch ohne die Herrſchaft des Papſttums ans 
uerkennen. Neben den Orthodoxen, die er im allgemeinen 
1 5 als „Griechen“ zu bezeichnen pflegte, achtete er 
ie Huſſiten. Huſſiten und Griechen waren auf der berühm⸗ 
ten Leipziger Disputation ſein großes, wie ſich 70 her⸗ 
r. s Ein» 


nung, durch ihn und der ſtegeſchſchte mit ihm fand er 
ſeine Einführung in die Geiſtesgeſchichte der „Böhmen“, de⸗ 
ren tſchechiſchen Nationalismus er allerdings nie recht ver» 
ſtehen konnte. 


Von weltpolitiſcher und weltkirchlicher Bedeutung zugleich 
wurde Luthers Eingreifen in die Verhältniſſe 
des Deutſchen Ritterordens und Polens. Es 
iſt bekannt, daß der letzte Hochmeiſter des Ordens, Albrecht 
von Hohenzollern, erſt nach dem berühmten ſeelſorgerlichen 
Geſpräch mit Luther in deſſen Wittenberger Behauſung den 
lang erwogenen Plan der Säkulariſierung des Ordensſtaates 
endgültig ins Werk ſetzte und im Zuge dieſer Maßnahme 
ſeinen ganzen Hof ſamt dem neuen Herzogtum dem Luther— 
tum zuführte. Der erſte geſchloſſene lutheriſche deutſche Staat 
entſtand ſo außerhalb des Deutſchen Reiches — in Oſteuropa. 
An feiner Gründung aber hatte der Reformator entſcheiden— 
den Anteil, auf dieſe Weiſe, ohne es zu ahnen, den Grund 
ſtein zur fpäteren Großmacht Preußen-Deutſchland mitle⸗ 
a Albrecht von Preußen ſelbſt hat Luther jenes Ge⸗ 


ſpräch . gedankt; zwiſchen beiden Männern herrſchte 


feſor edankenaustauſch, dem alternden Wittenberger Pro⸗ 
feſſor ſandte der hilfsbereite Herzog noch viele Jahre ſpäter 
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einige Körnchen preußiſchen Bernſteins als Heilmittel gegen 
Luthers Gallenſteine. 5 1 

Ohne daß Luther es je planmäßig geſucht oder betrieben 
hätte, ſammelte ſich in ſeinen Händen ein von Jahr zu Jahr 
ſtets dichteres Netz rein kirchlicher Beziehungen zu oſteuro⸗ 
päiſchen evangeliſchen Volkskirchen. Die Beziehungen erga⸗ 
ben ſich zunächſt aus ſeinem Verhältnis zu den Wittenber⸗ 
ger Studenten. Seit den erſten Tagen der Reformation 
verödeten ja die Hörſäle anderer Univerſitäten und Fakul⸗ 
täten, die Jugend Mittel- und Oſteuropas ſtudierte Theo⸗ 
logie in Wittenberg. So ſammelten ſich zu Luthers Füßen 
die Söhne Kroatiens, Ungarns, der baltiſchen Provinzen, 
Polens, der Ukraine (gente Rutheni, natione Poloni) und Li⸗ 
tauens. Selbſt als z. B. die polniſche Krone das Studium 
an evangeliſchen Hochſchulen unter Todesſtrafe verbot, hörte 
der Zuzug polniſcher Jugend nach Wittenberg nicht auf, 
und den verzweifelten Vätern ſolcher widerſpenſtigen Scho— 
laren blieb nichts anderes übrig, als die devote, aber faden⸗ 
ſcheinige Entſchuldigung, ſie hätten ihre Söhne urſprünglich 
an katholiſche Univerſitäten geſchickt. Durch dieſe heimkeh⸗ 
renden Magiſter drang Luthers Geiſt und Einfluß in ſtei⸗ 
gendem Maße an die öſtlichen Grenzen der damaligen weſt⸗ 
lichen Chriſtenheit. Selbſt Männer, die ſich dann wieder der 
katholiſchen Kirche anſchloſſen, haben als polniſche Senatoren 
Ober litauiſche Staatsleute Luthers Geiſt nicht verleugnen 
önnen. 

Wo aber dieſe Heimkehrer in ein kirchliches Amt treten 
wollten, bildete ſich die Sitte von Rückfragen ihrer Patrone 
oder Behörden bei Luther aus. An ſeinem primitiven 
Schreibtiſch im ſchwarzen Kloſter von Wittenberg leiſtete er 
jene Gutachtertätigkeit, zu der heute die Stäbe von Miſſions⸗ 
und Diaſporaverbänden notwendig ſind. Den Stadträten 
von Riga bis Leutſchau in der Zips, den Siebenbürgern wie 
den Magyaren, den deutſchen Siedlern in Polen und den 
alpenländiſchen Adligen an der Donau ſandte er Prädikan⸗ 
ten und Lehrer; bei ihm ſammelte ſich die kirchliche Arbeits⸗ 
vermittlung Oſteuropas, oft genug nahm er Beſtellungen 
von „Magiſtern und der Heiligen Schrift kundigen Predi- 
gern entgegen, ohne ſie bei der Fülle der Nachfragen ſofort 
erfüllen zu können. Seine mittelbaren und unmittelbaren 
Schüler wurden zu Reformatoren in Litauen, in Ungarn, 
in den deutſchen Stadtgemeinden Polens, dienten als Feld— 
geiſtliche in den kaiſerlichen Heeren auf ungariſchem, türki— 
ſchem oder kroatiſchem Kriegsſchauplatz. Einer dieſer Zög- 
linge, der Kroate Matthias Flacius aus Albona in Iſtrien 
wurde ſpäter in kritiſchſter Zeit zum Retter des Luthertums 
und zum Begründer evangeliſcher Kirchengeſchichtsſchrei⸗ 
bung, aber ſein lutheriſches Denken trug zeitlebens ſlawiſche, 
öſtliche Züge. 

Es iſt kein Zufall, daß gerade das nach dem Weltkrieg 
ſo durchgreifend reorganiſierte Oſteuropa in geſteigertem 
Maße wieder lutheriſche Theologie treibt: Zu Abo tun es 
die Schweden, in Helſingfors die Finnen, in Warſchau die 
Polen, in Preßburg die Slowaken, in Oedenburg die Ma⸗ 
gyaren. Nur das mitten in der bolſchewiſtiſchen Hölle neu⸗ 
gegründete lutheriſche deutſche Predigerſeminar von Lenin⸗ 
grad (St. Petersburg) konnte ſich auf die Dauer nicht be⸗ 
a und röchelt gerade in dieſen Tagen den Todes» 
ampf. 

Von einſchneidendſten Folgen wurde Luthers Geiſt in 
der völkiſchen Entwicklung Oſteuropas. Denn ſeine Bibel⸗ 
überſetzung regte zahlreiche ſeiner Anhänger und Schü⸗ 
ler zu ähnlichen Verſuchen auch für andere Völker an. Die 
lutheriſche Reformation ſchuf ſo erſt vielen 
oſteuropäiſchen Stämmen überhaupt eine 
Schriftſprache und damit die erſten Anfänge 
ihres völkiſchen Bewußtſeins. Letten, Eſten, 
Litauer, Preußen, Slowenen, Kroaten, indirekt auch Fin⸗ 


nen und Magyaren verdanken lutheriſchen Vibelüberſetzun⸗ 


gen und Katechismen ihre Sprache und Schrift, die Polen 


erlebten im Gefolge der lutheriſchen Reformation eine erſte 
1 iR drei Jahrhunderte einzigartige Hochblüte ihrer Li⸗ 
eratur. 

Selbſt — ſo paradox es klingen mag — der geiſtige 
Panſlawismus kann feine Wiege bei Luther finden. 
Unter dem Einfluß des Reformators hat nämlich der deutſche 
lutheriſche Freiherr Hans Ungnad von Sonegg, früher Lan⸗ 
deshauptmann der Steiermark, den Plan gefaßt, auch den 
Südſlawen die Bibel in ihrer Sprache zu ſchenken. Er 
opferte hierfür fein eigenes Vermögen, Albrecht von Preu⸗ 
ßen, deutſche Reichsſtädte u. a. unterſtützten ihn. So konn⸗ 
ten die nötigen wiſſenſchaftlichen Kräfte bereitgeſtellt werden 
und in jahrelanger mühevoller Arbeit ſchuf man flowenifche 
und kroatiſche Bibelüberſetzungen, Poſtillen, Katechismen 
und evangeliſche Glaubenskenntniſſe — in drei verſchiedenen 
Lettern, den lateiniſchen, zyrilliſchen und glagolitiſchen. Da⸗ 
mit war fürs erſte erreicht, daß nicht nur die Slowenen 
und Kroaten, ſondern auch die „Syrffen“ (Serben) und 
„Bolgaren bis hin zum Pontus Euxinus“, d. h. bis zum 
Schwarzen Meer, eine einheitlichere, allen verſtändliche 


Schriftſprache erhielten. Nicht genug damit: Die ſchriftliche 


Angleichung der vier ſüdſlawiſchen Sprachen aneinander er: 
forderte den Vergleich mit ähnlichen literariſchen Werken 
anderer ſlawiſcher Völker und machte es notwendig, fie in 
Beziehung zu tſchechiſchen und polniſchen, ja ſelbſt ukraini⸗ 
ſchen und weißrutheniſchen Bibelüberſetzungen zu bringen. 
Auch dies iſt geſchehen, indem man die Lettern für 
all dieſe ſlawiſchen Werke bei einem und demſel⸗ 
ben Meiſter gießen ließ — dem deutſchen Punzen 
ſchneider Hartknochin Nürnberg. Hier in Nürn⸗ 
berg hat die lutheriſche Bibelüberſetzung ein gemeinſames 
Band um Süd-, Oſt⸗ und Weſtſlawen geſchmiedet, lange 
bevor es einen politiſchen Panſlawismus gab. Liegt dies 
alles bloß bei Luther oder bei der geopolitiſchen Lage der 
heutigen Stadt des Parteitags? Bei beiden? Müßig zu 
fragen. Tatſache ift, daß eine Fortſetzung der Reformation 
en ſlawiſchen Völkern eher ihre geiſtige Freiheit gebracht 
hätte als es ſpäter ohne Luther der Fall geworden iſt. Daß 
und in welchem Maße gerade die Slawen ſich von Luther 
einiges ſagen laſſen können, zeigen ſolche geſchichtlichen Be— 
wegungen gerade der Jetztzeit, wie die reformatoriſchen 
Strömungen unter den Ruſſen (Evangeliumschriſten, Stun— 
diſten) und den Ukrainern. 

Und doch iſt in all dieſem internationalen Gewirr zwar 
ſehr oft das Luthertum andersvölkiſch geworden, — nicht aber 
der deutſche Luther. Ueberall, wo er feine eigenen Volks⸗ 
genoſſen rief — und ruft — danken ſie ihm nicht nur ihre 
Kirchenbildung, ſondern zumeiſt auch ihre Volks- 
erhaltung. Die katholiſchen Bamberger um Polen find 
längſt Polen geworden, wie vielfach ihre Glaubensgenoſſen 
in Ueberſee zu Portugieſen, Spaniern, ſelbſt Italienern wur⸗ 
den — aber die lutheriſchen Maſuren und Schleſier und 
Pfälzer und Schwaben wurden durch das Werk des Refor⸗ 
mators deutſch erhalten. Siebenbürger Sachſen, Zipſer 
Schwaben, baltiſche Deutſche ſind ohne Luther undenkbar. 
Lutheriſches Kirchentum im Oſten iſt, wo es 
deutſche Gemeinden in ſich ſammelt, zwar niemals eine deut⸗ 
ſche Kampfpoſition, aber ſtets ein Gefäß deutſchen 
organiſchen Wachſens. 

Der deutſche Luther im Oſten hat weithin anderen Völ⸗ 
kern in den Sattel geholfen; ſie dürfen ſich nicht wundern, 
wenn aus dieſer Tatſache Luthers Volksgenoſſen nun auch 
für ſich das ſelbſtverſtändliche Recht ableiten, inmitten der 
Fremden deutſches evangeliſches Leben leben zu dürfen. 

Univerſitätsprofeſſor Dr. Dr. Hans Koch 
(Aus „Oſtdeutſches Volksblatt“, Lemberg) 
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Fahrt in die Hölle 


„Da fahr“ mer haft in die Höll“, font der Wagenlenker in 
Haf ohne Beſiumen, als wir ihn bitten, uns dorthin zu 
a, er der ſchöne Frankenwald am aflerichönften iſt, und 
— auf geht's! fi nn 

Der kleine Opel iſt offen, er fährt ohne Haft im den 
Sonnenmorgen hinaus, und in Ruhe kann der weſtwärte auf 
die Kette der runden, grünen Waldkuppen gerichtete Blick das 
Bild der unendlich lieblichen, ja heiteren Landſchaft in IX aufs 
nehmen. An Marmorbrüchen geht's vorbei, an uralien Sied⸗ 
lungen ins Tal der munteren Selbitz und durch den ſauberen 
Markt gleichen Namens. Dann fahren wir auf langſam ſtei⸗ 
gender Straße durch das induſtriebelebte Naila und M arg» 
grün, von wo die Bahnlinie Hof—Hölle —Lobenſtein—Saal⸗ 
jeld ein Zweiglein zun nahen Stahl. und Moorbad Steben 
schickt. Wie ein dunkelwogendes Meer kommt der Franken⸗ 
wald auf uns zu: ſanfte Verglehnen, bunt gewürfelte Felder, 
an die Waldränder geſchmiegte Dörfchen, blumige, wacholder⸗ 
unbuchte Wieſen. Sie fließen auf uns zu und fließen hinter 
uns fort, näher und näher treten Wald und Fels zur Straße, 
und ehe wir es uns verfehen, [nd wir auch ſchon „in der 


Menſchen einer vergangenen romantiſchen Zeit, die die 
3 Natur ſuchten, gaben dem wildſchönen Fleck 
Erde den Nomen. Uns modeme Großſtädter aber gemahnt 
dieſe Hölle in ihrer Abgeſchiedenheit viel mehr ans Paradies. 
Schon der kleine, faſt 500 m hochgelegene Luftkurort Hölle 
jelbſt, der ſich, geſchützt vor rauhen Nord⸗ und Oſtwinden an 
eine freie, ſonnige Bergwand lehnt, iſt ein Stückchen Himmel 
auf Frankenwalderde und ein Wander⸗, Kletter⸗ und Forellen⸗ 
paradies dazu! Hier werden Empfindungen freundlichſten Be⸗ 
hagens wach, das Gefühl eines wunderbaren Aufgehobenſe ins. 
Hier lernt der müde Mer Raſt halten, wirkliche, beſchauliche 
Raft an Schmetterlingswieſen, auf denen weiße Gänſeſcharen 
weiden, in Schluchten voll Vogelſang und Blumenpracht, auf 
Felsgipfen mit weiter Sicht uber die in heller Feierlichkeit 
prangenden, zarten Landſchaftsbilder, die Franken auszeichnen. 

Es gibt kaum einen bequemeren Standort für Ent⸗ 
deckungsfahrten in die Runde als Hölle. Bahn und Poſtauto 
fahren foguiagen „vors Haus“, ohne zu ftören, und die Hotels 
und das Dutzend ſchmucker Billen, in denen fleißig an den be⸗ 
rühmten, fränkiſchen Handſtickereien gearbeitet wird, bieten 
dem beſcheidenen wie dem verwöhnten Gaſt alles, was er 
ſucht. Sein Tiſch ſteht unter ewiggrünen Rie entannen gedeckt, 
der ſtahlhaltige, kohlenſäurereiche „Höllenſprudel“ fließt ihm 
als Gratisgeſundbrunnen zum Trunk, und abends ſchauen 
äſende Rehe vom Waldrand zu ſeinem Fenſter hinüber. Mun⸗ 
ter plätſchert die Selbitz vorüber: erſt ein paar hundert Meter 
weiter wandelt ſich dies geſchäftige Flüßchen zum brauſenden 
Wildbach. 

Durch das ſelten reizvolle Höllental. — der Volksmund 
netint es auch kurz „die Hölle“, — das zu den ſchönften Feiſen⸗ 


tälern Deutfchkends zählt, hat die Selbitz im Laufe der Jahr⸗ 
taufende ihr dlocküberſätes Beit gezwängt. Beglückend einſam 
und unberührt it der wundervolle Grund in ſeiner wald⸗ 
dunklen Tiefe. Die ſteilen, bis zu 160 m hochragenden Grün- 
ſteinwände ſind ſchroff und zuweilen überhängend wie in einer 
Klamm, und der Röhrenſteig zieht ſich oft nur wie ein ſchmales 
Felſenband am Hang dahin. Aber für Blumen iſt überall 
Platz, und Schweſfelflechte und Rieſenfarne überwuchern das 
Geſtein. Gebüſche von leuchtend goldblühendem Ginſter ve⸗ 
kleiden die Wände, und ſturmzerzauſte Tannen krönen die 
Höhen, kerzengerade mit ihren mächtigen Stämmen empor⸗ 
ſtrebend und mit weitausholender Wurzel im Boden verankert. 
Kühn ragen die Felstürme des „König David“ und des „Hirſch⸗ 
ſprungs“ ins Blau des Himmels; ein mächtiger Hirſch be⸗ 
een dort oben als Statue und Silhouette das Tal, weithin 
ichtbar. 5 
Herrlich iſt der Fernblick rundum von den Höhen auf die 
grünen Kuppen des Frankenwaldes mit all' ſeinen Flößer⸗ 
tälern, fie ſchieben ſich wie Kuliſſen eines rieſigen Natur⸗ 
theaters ineinander und leiten am ſanft gewellten Horizont ins 
Fichtelgebirge hinüber. Es tauchen der 80 m hohe 171 bra 
auf mit Schwarzenbach, Helmbrechts und all ſeinen 
Weberdörfern, der Wetzſtein bei den Schieferbrüchen von 
Leheſten und Steben, das höchſtgelegene Heilbad Deutſch⸗ 
lands. Zum Greifen nahe krönt am Ausgang des Hüllentals 
der Luftkurort Lichtenberg die Höhe, das alte Berg⸗ 
tädtchen am „Nordpol Bayerns“. Wie eine mittelalterliche 
de Nie Mauern, Türmen und Ruinen wacht es über dem 
nahen Rennſteig am Weg ins Thüringiſche, wie einſt an der 
alten Heer⸗ und Handelsftraße Nürnberg —Bayreuth— Leipzig, 
die über den Kamm führte. Das neue große Schwimmbad von 
Lichtenberg leuchtet wie ein helles Auge aus dem Wieſengrund 
herauf, aber das nahe „Thüringer Meer“ jenfeits der Hügel, 
den großen Stauee der Saaletalſperre, kann der Blick nicht 
mehr erreichen. Doch er erſpäht tief unten im Höllental die 
Teufelsbrücke, die ſich über die ſprühenden, ſchäumenden Waſſer 
der Selbitz ſpannt unnd zur Teufelstreppe und empor zum 
Teufelsfeljen leitet; er folgt der ftillen, zu Wanderers Heil für 
Autos gefperrten Straße und der frühlich biemmelnden Eiſen⸗ 
bahn, die rühmlicherweiſe mit voller Schonung des Bildes arn 
Hang durch die romantiſche Schlucht geführt wird. Und was 
das Auge nicht ſieht, weiß das Herz. das hier in Bayerns 
Oftmark fröhliche Einkehr hält. ! 
Denn es iſt ſchon fo: das Tal der Hölle ijt mehr als 
irgendein holdes oder wildes Waldtal, mehr als ein anderer 
Freude ſpendender Wanderpfad. Er iſt unter den vielen We⸗ 
gen, die in die Heiligkeit deut cher Landſchaft führen, die aller⸗ 
chönſte Brücke von Nord- nach Süddeutichlend, und die ewige 
forte zugleich, durch die wir vom „Grünen Herzen Deutſch⸗ 

lands“ zum Wald und Land der Franken fahren. 
Dr. A. L. von Schellwitz-Ueltzen, : 


Buchbeiprechungen 


heimkehr. Von Auguſt Winnig. Hanſeatiſche 
Verlangsanftalt, Hamburg. 1935. 409 Seiten. Ganzleinen 
5,80 RA. — Auguſt Winnig ſetzt in dieſem Buche ſeine 
Lebensbeſchreibung, die er in „Frührot“ und „Der weite 
Weg“ bis zum Weltkrieg geführt hatte, über die Zeit des 
Zuſammenbruchs und die erſten Nachkriegsjahre fort. 1918 
wurde er zum Reichskommiſſar für die beſetzten baltiſchen 
Gebiete ernannt, ſpäter war er Reichskommiſſar und dann 
Oberpräſident für Oſtpreußen. Im Baltikum organiſierte 
er die Rückführung der deutſchen Truppen und den erſten 
militäriſchen Widerſtand gegen die nachdrängenden Bolſche⸗ 
wiken. In Oſtpreußen bannte er die Gefahr des kommu⸗ 
niſtiſchen Umſturzes und leitete er die erſten Arbeiten zur 
Wiederaufrichtung der vom übrigen Reich getrennten 
Provinz ein. Seiner Tätigkeit ſetzte der Kapp⸗Putſch ein 
Ende. Von dieſer Zeit handelt das Buch; es iſt die Be⸗ 
fehreibung perſönlicher Lebensſchickſale. Aber da es ein 
Leben beſchreibt, das mitten im großen politiſchen Geſchehen 
Hand, iſt es zugleich ein Buch geſchichtlichen Inhalts. Die 
Schilderung. die Winnig von ſeiner Rigaer Tätigkeit gibt. 
wirkt ziemlich farblos. Die Befchreibung feiner oſtpreußi⸗ 


ſchen Zeit aber verfolgt man mit Spannung. Der wachſende 
Gegenſatz Winnigs zu den Ideologen der Novemberrevolte, 
ſeine Verſuche, die entſchlußloſe Regierung zum Einſatz für 
den Oſten zu gewinnen, die Wiedergabe zahlreicher Unter⸗ 
redungen mit damals maßgebenden Sozialdemokraten 
machen das Buch zu einem in mancher Hinſicht aufſchluß⸗ 
reichen Quellenwerk oſtdeutſcher Nachkriegsgeſchichte, ob⸗ 
wohl es weder eine politiſche, noch eine geſchichtliche Schrift, 
ſondern vor allem eine Selbſtbiographie ſein will. Die 
innere Wandlung vom Proletarier zum Arbeiter, die 
Winnig ſchon in ſeinen früheren biographiſchen und politi⸗ 
ſchen Schriften geſchildert hat, wird hier in der entſcheiden⸗ 
den Zeit weiter verfolgt, in der es für den ehemaligen 
Marxiſten darauf ankam, aus der Oppoſition den Weg zur 
Verantwortung, aus der Klaſſenkampfideologie den Weg 
zu Deutſchland zu finden. Dr. K. 


Die letzten Reiter. Von Erich Edwin Dwinger. 
Eugen Diederichs Berlag. Jena, 1935. 450 Seiten. Es iſt 
nicht nötig die Erzählerkunſt Dwingers zu rühmen. Seine 
fhirifche Trilogie gehört zu dem Beſten der deutſchen 
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Kriegsliteratur. Wenn diefe drei Bände die wohl am 
meiſten geleſenen Kriegsbücher ſind, dann deshalb, weil ſie 
ehrlich und unpathetiſch in der Schilderung hiſtoriſcher Tat⸗ 
ſachen, kraftvoll und anſtändig in der Geſtaltung deutſcher 
Schickſale ſind. Auch das neue Buch Dwingers iſt Bericht 
und Bekenntnis. Bericht über den letzten militäriſchen 
Angriff, mit dem der deutſche Frontſoldat im Baltikum den 
Zuſammenbruch zu überwinden verſuchte, und Bekenntnis 
zur deutſchen Zukunft, die er auf dem Boden Kurlands 
gründen wollte. Die verſchiedenartigſten Charaktere fanden 
ſich, von den verſchiedenſten Abſichten und Gedanken ge: 
trieben, in den Freikorps zuſammen. Zwar iſt in Dwingers 
Buch die Schilderung der einzelnen Charaktere nicht durch— 
weg völlig gelungen. Doch iſt wohl noch niemals jo über⸗ 
zeugend wie hier dargeſtellt worden, wie damals aus dem 
Zuſammentreffen von Einzelſchickſalen der Geiſt einer neuen 
revolutionären Kameradſchaft entſtand, der den Schwung 
der Erhebung von 1914 bewahrt und weitergeleitet hat, bis 
er ſich in der Erfüllung von 1933 auswirken konnte. Dr. K. 


Deulſches Schickſal. Von Profeſſor Dr. Stuhlfath. 
Herausgegeben von Dr. Will Decker, Inſpekteur des 
Erziehungs: und Bildungsweſens im Reichsarbeitsdienſt. 
Verlag von Julius Beltz, Langenſalza, 1935. — Was Will 
Decker dem kleinen handlichen Buch vorausſchickt: „es muß 
einfach ſein — und es muß eindeutig ſein!“, das 
erfüllt es im höchſten Maße. In 55 Einzelkarten entwickelt 
ji vor uns das deutſche Schickſal. Wie die deutſche Mittel: 
age die Gefahr der Einkreiſung bringt, das wird auf den 
erſten Blick klar und wird anſchaulich begründet. Der 
zweite Abſchnitt verdeutlicht das Ringen um deutſche Frei⸗ 
heit. Sprachgrenzen, Staatsgrenzen und Wehrgrenzen 
werden ſcharf auseinandergehalten. Die natürlichen Raum⸗ 
ſchwierigkeiten wirken der Schaffung des deutſchen Ein⸗ 
heitsſtaates entgegen. Plaſtiſch zieht der wechſelvolle Ver⸗ 
lauf der deutſchen Geſchichte vorüber. Wie der Verkehr 
die deutſchen Gaue aneinanderrückt, wird gezeigt. Der 
Führer ſchafft neue Mittelpunkte deutſcher Volksgemein⸗ 
ſchaft (München, Berlin, Nürnberg, Bückeberg). An dieſe 
Teile ſchließt ſich die Darſtellung des Kampfes um Lebens⸗ 
raum im Weſten und im Oſten. Die Weltgeſchichte rollt 
vor unſeren Augen ab, der Begriff der Mainlinie erhält 
feſte Geſtalt. Im Oſten beginnen die Karten mit einer 
Darſtellung der Beſiedlung Oſtdeutſchlands vor der Völker— 
wanderung. Die große Tat der Rückbeſiedlung im Mittel⸗ 
alter gewinnt einen plaſtiſchen Ausdruck, ſo daß auch der 
Unkundige auf den erſten Blick ſieht, um was es ſich 
handelt. Die polniſchen Territorialziele werden dargeſtellt. 
Verſailles beſiegelt vorläufig das oſtdeutſche Schickſal. Da⸗ 
bei bleibt das Büchlein nicht ſtehen. Es führt in die Ur: 
ſachen der deutſchen Oſtniederlage ein, zeigt die bevölke⸗ 
rungspolitiſchen Spannungen, die ſich dort gegenwärtig 
gegen den deutſchen Reſtoſten entwickeln und leitet damit 
zu den Maßnahmen über, die im Intereſſe der Deutſch⸗ 
erhaltung des Oſtens notwendig ſind und jetzt vom 
Nationalſozialismus mit aller Kraft durchgeſetzt werden. 
Im letzten Abſchnitt wird der Kampf um deutſche Brot⸗ 
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freiheit dargeftellt und werden insbeſondere die Aufgaben 
des Arbeitsdienſtes erläutert. Wer dieſes Büchlein mit 
ſeinen 55 Karten durchgeſehen hat, der weiß das Wichtigſte 
aus deutſcher Geſchichte und deutſchem Wollen. Es iſt eines 
der beſten Bücher, die im Zeichen des Nationalſozialismus 
herausgekommen ſind; das beſte vielleicht auf dem Gebiete 
der Geopolitik, da es dieſe Wiſſenſchaft zum Gemeingut 
des Volkes macht. H. R. 


„Nakionalſozialiſtiſche Dichtung“. Dr. Hellmuth Lan⸗ 
genbucher, der im „V. B.“ und anderen führenden Blät⸗ 
tern als Kritiker und Walter des zeitgenöſſiſchen Schrifttums 
wirkt, hat hier, wie er ſelbſt jagt, den Verſuch einer Literatur- 
beſchreibung der Gegenwart gemacht. (Junker & Dünnhaupt, 
Verlag, Berlin-Steglitz, 1.— RM.) Naturgemäß greift er auf 
die Zeit der Vorbereitung zurück und zeigt, wie Idee und 
Foren bereits vorgefühlt und vorgeſtellt wurde, um dann im 
Erlebnis des nationalſozialiſtiichen Aufbruchs neue Klärung zu 
empfangen und zu neuen Weiten zu ſchreiten. Langenbucher 
lehnt es ab, von ſchon gefeſtigtem Beſitz zu ſprechen; er bejaht 
die innere Unruhe, die im Schaffen der Zeit nur einen Anfang 
ſieht, hinter dem Stufen und Ziele geſchaut werden. National⸗ 
ſozialiſtiſche Dichtung iſt ihm Glaube an das, was kommen 
wird, weil es fommen muß. „Wir ſind gläubig einer neuen 
deutſchen Kunſt, die wachſen wird aus der ſtarken Einheit der 
Wurzel, die deutſches Volk heißt, und in der beglückenden 
Mannigfaltigkeit von Blättern und Blüten, die deutz 
ſches Weſen ſpiegelt.“ An dieſer Stelle ſei noch beſonders 
darauf gewieſen, daß ſchon vor dem Zuſammenbruch und mit 
geſtraffter Kraft danach aus der deutſchen Oſtmark Ge⸗ 
danken des Aufbruchs ſtanden und dichteriſche Geſtaltung fan⸗ 
den — eben weil hier an der Grenze das rüttelnde und dann 
ee Erlebnis der Not und des Kampfes ſo leidenſchaftlich 
tark wurde. Gerade im Oſten ſind — übrigens ſeit je — 
Boden und Blut die ſchickſalhafte Vereinigung eingegan⸗ 
gen, die wir heute im ganzen Deutſchtum faſt ſchon als Mythos 
empfinden. Man vergleiche dazu mein „Oſtmark und Aufbruch“, 
auf das ich jeden, der ſich mit dieſer Frage geiſtig ausein- 
anderſetzen will, verweiſe. Dr. L. 


Perſönliches 
Geſtorben: Hause und Gaſthofbeſitzer Otto Pil kahn, 


Landsberg (Varthe), Wall 18, früher Gaſtwirt in Rudak, Kreis 
Thorn, am 25. 10., 54 J. f 
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Shre Vermählung geben bekannt: 
Dipl.⸗Ing. Auguſt Brenk 
Frau Cläre, geb. Rentel 


Saarbrücken⸗ Breslau. Sagan (früher Grätz). 
11. November 1935. 
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